
Beschäftigungsbonus    
Kammer der Wirtschaftstreuhänder  
26.06.2017 
Martin Krisper, Kurt Leutgeb, Markus Dexinger 

Unsere Experten aus dem Beratungsfeld „Personalverrechnung, Lohnsteuer, Sozialversicherung, 

Arbeitsrecht“ beraten Sie gerne in Ihrer individuellen Situation, führen für Sie die monatliche Lohn- 

und Gehaltsverrechnung durch und unterstützen Sie bei Förderanträgen und allen damit 

zusammenhängenden Berechnungen und Bestätigungen. Bitte wenden Sie sich direkt an einen 

unserer österreichweiten Berater bei LBG (www.lbg.at) oder an welcome@lbg.at - wir bringen Sie 

gerne mit dem, mit Ihrem Anliegen vertrauten LBG-Experten zusammen. 

 

Zur Verfügung gestellt von: 



Eckpunkte   
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 Förderungsgegenstand: Förderung von zusätzlichen 

geschaffenen Arbeitsverhältnissen 
 Zuschusshöhe: 50 % der nachweislich bezahlten 

Lohnnebenkosten (Dienstgeberbeiträge) 

 Förderungslaufzeit: Jedes zusätzlich geschaffene 

Arbeitsverhältnis wird bis zu drei Jahre gefördert 

 Auszahlungen: Einmal jährlich im Nachhinein 

 Beihilfenrechtliche Grundlage: Allgemeine Maßnahme 

(fällt nicht unter das Beihilfenrecht) 

 



Eckpunkte   
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 Startschuss: Ministerratsbeschlüsse vom 27.2. und 3.5. 

2017 

 Programmlaufzeit: 01.07.2017 bis 30.06.2020 

(Antragstellung) 

 Budget: EUR 2 Mrd. 

 Förderungshöhe: In Einzelfällen höhere 

Millionenbeträge denkbar (kein Deckel) 

 Mengengerüst: 30.000 Anträge (152.000 Arbeitsplätze) 



Förderungsinhalte 



Förderungsfähige Unternehmen   
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Förderungsfähig sind  Alle Unternehmen mit Sitz oder 
Betriebsstätte in Österreich, 

 unabhängig von Größe und Rechtsform, 
 sofern sie zusätzliche förderfähige 

Arbeitsplätze schaffen. 

Nicht förderungsfähig sind  staatliche Einheiten mit der Kennung S.13 
(ESVG 2010, Statistik Austria), die nicht im 
Wettbewerb stehen und hoheitlichen 
Aufgaben wahrnehmen, 

 Aus-, Um- oder Neugründungen zur 
Umgehung der Förderbestimmungen, sowie 

 Übernahmen und Treuhandverhältnisse zur 
Umgehung der Förderbestimmungen. 



Zusätzliche Arbeitnehmer   
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Mindestzuwachs (in VZÄ) Ein Vollzeitäquivalent (38,5 Wochenstunden), 
d.h. z.B. 2 x 20 h 

Beschäftigtenstände (in 
Köpfen) 

 5 Beschäftigtenstände 
 Stichtage sind der Tag vor Einstellung des 

ersten Arbeitnehmers und die 4 Vorquartale 
 Anzahl der Arbeitnehmer abzüglich 

Lehrlingen und geringfügig Beschäftigten 
 Von Wirtschaftsprüfer/Steuerberater zu 

bestätigen 

Ausgangsbasis (in Köpfen) 
= Referenzwert 

 Der höchste Beschäftigtenstand wird als 
Referenzwert herangezogen 

 Der Referenzwert wird vertraglich fixiert und 
ist Ausgangsbasis für die Berechnung der 
Zusätzlichkeit 



Zusätzliche Arbeitnehmer   
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 Einstellung 1. Arbeitnehmer 01.08.2017 
 Beschäftigtenstand 31.07.2017: 5 

 Beschäftigtenstand 30.06.2017: 5 

 Beschäftigtenstand 31.03.2017: 6 

 Beschäftigtenstand 31.12.2016: 5 

 Beschäftigtenstand 30.09.2016: 4 

 

 Vertraglich fixierter Referenzwert: Beschäftigtenstand 6 AN 

     (= Stand zum 31.03.2017) 

 

Auf diesen Referenzwert muss aufgefüllt werden, damit der mit 1.8.2017 

eingestellte AN förderbar ist (spätestens zur Auszahlung der Förderung). 

 

 



Förderungsfähige Arbeitnehmer   
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Arbeitnehmer ist… - Jobwechsler oder 
- Arbeitslos gemeldet oder 
- Teilnehmer an einer gesetzlich geregelten 

Ausbildung. 

Arbeitnehmer war… in den 6 Monaten vor Antragstellung weder im 
Unternehmen noch im Konzernverbund tätig 
(auch nicht als Leiharbeiter) 

Arbeitsverhältnis ist… vollversicherungspflichtig 

Arbeitsverhältnis entsteht… ab 01.07.2017 

Arbeitsverhältnis besteht… ununterbrochen für zumindest vier Monate 

Arbeitsverhältnis wird… der aws binnen 30 Kalendertagen ab 
Anmeldung bei der Sozialversicherung 
nachgewiesen 

Arbeitsverhältnis wird… nicht bereits zuschussgefördert (taxative Liste) 



Förderungsfähige Kosten   
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Förderungsfähig sind  Dienstgeberbeiträge, 
 in Höhe von 30,5 % des Bruttobezugs, 
 bis zur ASVG-Höchstbeitragsgrundlage 

(EUR 69.720,-). 

Förderungsfähige 
Dienstgeberbeiträge 

 Krankenversicherungsbeitrag 
 Unfallversicherungsbeitrag 
 Pensionsversicherungsbeitrag 
 Arbeitslosenversicherungsbeitrag 
 IESG-Zuschlag 
 Wohnbauförderungsbeitrag 
 Mitarbeitervorsorge (BMSVG) 
 Dienstgeberbeitrag zum FLAF 
 Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag 
 Kommunalsteuer 

Nicht förderungsfähig  Nicht bezahlte Lohnnebenkosten (NeuFöG) 
 Verzugszinsen, Verwaltungsstrafen u. ä. 



Förderungsablauf 



Förderungsablauf   
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Antragstellung  Antragstellung nach Anstellung (spätestens 
30 Tage danach) 

 Ein Antrag pro Unternehmen 
 Antrag kann beliebig oft erweitert werden 

(bis zur Budgetausschöpfung) 

Antragsverfahren  Hochautomatisiertes Antragsverfahren auf 
aws-Einreichtool „Fördermanager“ 

 Erklärungen des Unternehmers erforderlich 
 Bestätigungen des WP/StB erforderlich 
 First come first served 

Prüfungshandlungen  Prüfungen finden vor Auszahlung statt 
 Plausibilitätsprüfung in jedem Fall 
 Detailprüfung in Stichprobenfällen 
 Abfrage, ob Abgabenrückstände bestehen 

(durch Schnittstellen zur Finanz und SV) 
 Einbindung in die GPLA (Gemeinsame 

Prüfung aller lohnabhängigen Abgaben) 



Förderungsablauf   
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2017 2018 2019 2020 



Monika Bednarik-Belan 
Leiterin 
Finanzierungs-| Projektgarantien 
 T  +43 1 501 75 – 333 E m.bednarik@awsg.at 
 
 
 
Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mbH 
Walcherstraße 11A | 1020 Wien | www.awsg.at 
 

Mag. Kurt Leutgeb 
Leiter Garantien und Eigenkapital 

 

 

T  +43 1 501 75 – 256 

E k.leutgeb@awsg.at 

 

Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mbH 
Walcherstraße 11A | 1020 Wien | www.awsg.at 

mailto:m.bednarik@awsg.at
mailto:b.sagmeister@awsg.at


Förderwerberin/Förderwerber aws

Prüfung des Förderantrages
Ausstellung des Förderungsvertrages

Prüfung der Nachmeldungen
Erweiterung des bestehenden Förderungsvertrages

Prüfung der Abrechnungenmittels Schnittstellen zu Hauptverband und Finanzamt 
Freigabe der Auszahlungen

GPLA-Prüfung

Antragerstellungüber aws Fördermanager
Erfassung der Stammdaten und Erklärung der Förderungsfähigkeitdes antragstellenden Unternehmens und Bestätigung durch Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer

Angabe der Beschäftigtenständeund Bestätigung durch Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer
Nachweis der Arbeitsverhältnissedurch Upload der Anmeldung zur Sozialversicherung und Erklärung der Förderungsfähigkeit

Antragstellung

Nachmeldung weiterer Arbeitsverhältnissedurch Upload der Anmeldung zur Sozialversicherung und Erklärung der Förderungsfähigkeit

AbrechnungenAngabe abrechnungsrelevanter Daten (z. B. bezahlte Lohnnebenkosten, aktueller Beschäf-tigtenstand) und Bestätigung des Steuerbera-ters oder Wirtschaftsprüfers

nach
 12 M

onat
en

30 T
age

n.a.
n.a.
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BeschäftigungsbonusFAQ
Wichtige InformationDie Angaben und Informationen auf der Website der aws zum Beschäftigungsbonus stellen kein Angebot zum Abschluss eines Förderungsvertrages dar, sondern sind lediglich eine Einladung zur Abgabe eines Förderungsantrages. Der Bund/das Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft behält sich ausdrücklich vor, Förderzusagen erst nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes, mit dem die Begründung von Vorbelastungen durch den Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft genehmigt wird sowie das Austria Wirtschaftsservice-Gesetz und das Einkommensteuergesetz 1988 geändert werden, und nach Vorliegen einer Rückantwort der Europäischen Kommission zum Beschäftigungsbonus abzugeben. Dies ist aus Gründen der Rechtssicherheit erforderlich.

1. Allgemeine Fragen
1.1 Wer kann einen Antrag stellen? Einen Antrag für den Beschäftigungsbonus können ausschließlich Unternehmen stellen, in denen zusätzliche Arbeitsverhältnisse entstehen. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können keinen Antrag stellen.
1.2 Wer bekommt den Zuschuss?Der Beschäftigungsbonus wird dem Unternehmen das den Antrag stellt ausbezahlt.
1.3 Können zusätzliche Arbeitsplätze, die vor dem 1.7.2017 entstehen, gefördert werden?Nein. Es können Arbeitsverhältnisse gefördert werden, die ab dem 1.7.2017 zusätzlich zu bestehenden Arbeitsverhältnissen entstehen.
1.4 Wann kann der Antrag gestellt werden?Grundsätzlich kann der Antrag binnen 30 Kalendertagen nach Entstehung des zu fördernden Arbeitsverhältnisses gestellt werden. Für Ausnahmen siehe die Frage „Wann ist der aws das förderungsfähige Arbeitsverhältnis bekannt zu geben?“.
1.5 Ist der Beschäftigungsbonus steuerpflichtig?Der Beschäftigungsbonus ist von der Einkommenssteuer (bzw. der Körperschaftsteuer) befreit.
1.6 Kann das Antragsformular auch von einem gewerblichen Buchhalter unterzeichnet werden?Nein, die Bestätigung am Antragsformular ist durch Unterschrift eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers herzustellen.

Zur Verfügung gestellt von:

Stand: 01.08.2017 - bitte beachten Sie die laufende Erweiterung dieser FAQ. LBG - an 30 Standorten für Sie da - österreichweit.

Unsere Experten aus dem Beratungsfeld „Personalverrechnung, Lohnsteuer, Sozialversicherung, Arbeitsrecht“ beraten Sie gerne in Ihrer individuellen Situation, führen für Sie die monatliche Lohn- und Gehaltsverrechnung durch und unterstützen Sie bei Förderanträgen und allen damit zusammenhängenden Berechnungen und Bestätigungen. Bitte wenden Sie sich direkt an einen unserer österreichweiten Berater bei LBG (www.lbg.at) oder an welcome@lbg.at - wir bringen Sie gerne mit dem, mit Ihrem Anliegen vertrauten LBG-Experten zusammen.
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2. Wer kann die Förderung beantragen? 
 2.1 Kann der Beschäftigungsbonus von Unternehmen aller Größen beantragt werden? 

Ja. Antragsberechtigt sind Kleinst- und Kleinunternehmen, mittlere Unternehmen und 
Großunternehmen. 
 2.2 Kann der Beschäftigungsbonus unabhängig von der Rechtsform des Unternehmens beantragt werden? 
Ja. 

 2.3 Können mehrere Anträge gestellt werden? 
Nein, pro Unternehmen kann – nach Maßgabe der verfügbaren Budgetmittel – ein Antrag 
gestellt und durch Meldung weiterer förderungsfähiger Arbeitsverhältnisse kontinuierlich 
erweitert werden. 

 2.4 Kann der Beschäftigungsbonus von ausländischen Unternehmen beantragt werden?  
Nein, das antragstellende Unternehmen muss einen Sitz oder eine Betriebsstätte in Österreich 
haben. Die Beurteilung dieser Fragestellung ist an die Kommunalsteuerpflicht des 
antragstellenden Unternehmens geknüpft (ausgenommen bei jenen Unternehmen, die ihren 
Sitz oder eine Betriebsstätte in Österreich haben und gemäß § 8 KommStG von der 
Kommunalsteuer befreit sein). 

 2.5 Kann der Beschäftigungsbonus von Unternehmen aller Branchen beantragt werden? 
Ja. 

 2.6 Kann ein Unternehmen, das im Eigentum des Bundes, eines Bundeslandes, einer Gemeinde oder von Gemeindeverbänden steht einen Antrag stellen? 
Sofern das Unternehmen von der Statistik Austria als staatliche Einheit mit der Kennung S.13 
geführt wird, ist bei Antragstellung durch einen Steuerberater bzw. durch einen 
Wirtschaftsprüfer zu bestätigen, dass es im Wettbewerb mit anderen am Markt tätigen 
Unternehmen steht und keine hoheitlichen Aufgaben vollzieht. Unternehmen, die von der 
Statistik Austria nicht als staatliche Einheit mit der Kennung S.13 geführt werden, sind 
förderungsfähig. 

 2.7 Kann der Beschäftigungsbonus von Vereinen beantragt werden? 
Ja, sofern es sich beim antragstellenden Verein um ein Unternehmen handelt. Dies umfasst all 
jene Vereine, die ihre Leistungen regelmäßig auf dem Markt gegen Entgelt anbieten (z.B.: 
Verkaufsshop von Vereinsartikeln). Ein Verein ohne Außentätigkeit (z.B.: ein Tarockclub), der 
sich ausschließlich über Mitgliedsbeiträge finanziert, ist hingegen kein Unternehmen und daher 
nicht antragsberechtigt. 

 2.8 Kann der Beschäftigungsbonus von Privatschulen oder privaten Kindergärten beantragt werden? 
Ja, da es sich um private Rechtsträger handelt. 
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 2.9 Kann der Beschäftigungsbonus von neu gegründeten Unternehmen beantragt werden? 
Ja. Neugegründete Unternehmen können einen Antrag für den Beschäftigungsbonus stellen. Es 
ist von einem Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer zu bestätigen, dass diese Neugründung 
nicht zur Umgehung von Förderungsbestimmungen erfolgt ist. Eine derartige Neugründung liegt 
beispielsweise vor, wenn bereits bestehende Arbeitsplätze in eine neu gegründete Gesellschaft 
mit identem Geschäftszweck verschoben werden, ohne dass sich die Mehrheitsverhältnisse 
ändern. 
 
Eine Umgehung von Förderungsbestimmungen ist nicht anzunehmen, wenn die Neugründung 
vor dem 01.01.2017 erfolgt ist.  
 2.10 Kann der Beschäftigungsbonus von Unternehmen beantragt werden, die aus einer Aus- oder Umgründung entstanden sind? 
Ja. Unternehmen die aus einer Aus- und Umgründung entstehen sind antragsberechtigt. Es ist 
von einem Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer zu bestätigen, dass diese Aus- bzw. 
Umgründung nicht zur Umgehung von Förderungsbestimmungen erfolgt ist (z. B. Verlagerung 
von bereits bestehenden Arbeitsplätzen). 
 
Eine Umgehung von Förderungsbestimmungen ist nicht anzunehmen, wenn die Aus- oder 
Umgründung vor dem 01.01.2017 erfolgt ist. 

 2.11 Kann der Beschäftigungsbonus von in Gründung befindlichen Unternehmen beantragt werden? 
Nein. Die Gründung des Unternehmens muss bereits erfolgt sein (durch z. B. Eintragung ins 
Firmenbuch, Lösung eines Gewerbescheines). 

 2.12 Kann der Steuerberater bzw. der Wirtschaftsprüfer während der Förderungslaufzeit wechseln? 
Ja, die bei Antragstellung bzw. bei Abrechnung zu erbringenden Bestätigungen können von 
unterschiedlichen Steuerberatern bzw. Wirtschaftsprüfern erbracht werden. 

 2.13 Kann ein antragstellender Steuerberater bzw. Wirtschaftsprüfer die erforderlichen Bestätigungen selbst erbringen? 
Ja. Sollte ein Steuerberater bzw. Wirtschaftsprüfer einen Antrag auf Beschäftigungsbonus 
stellen, können die erforderlichen Bestätigungen selbst erbracht werden (d.h. es muss kein 
weiterer Steuerberater bzw. Wirtschaftsprüfer hinzugezogen werden). 
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3. Welche Arbeitsverhältnisse können gefördert werden? 
 
 Welche Kriterien muss eine zusätzlich beschäftigte Person erfüllen? 
 3.1 Welche Voraussetzungen muss ein förderungsfähiges Arbeitsverhältnis erfüllen? 

Förderungsfähige Arbeitsverhältnisse… 
 

− entstehen ab 01.07.2017 durch Anmeldung der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers 
zur Sozialversicherung, 

− sind vollversicherungspflichtig (d.h. unterliegen der Pensions-, Kranken- und 
Unfallversicherungspflicht), 

− bestehen ununterbrochen für zumindest vier Monate, 
− unterliegen der Kommunalsteuerpflicht, 
− unterliegen dem österreichischen Arbeits- und Sozialrecht, 
− werden nicht einschlägig zuschussgefördert (siehe weiter unten), 
− werden mit ehemals arbeitslos gemeldeten Personen, Bildungsabgängern oder 

Jobwechslern besetzt. 
 3.2 Wie „entsteht“ ein förderungsfähiges Arbeitsverhältnis? 

Ein förderungsfähiges Arbeitsverhältnis entsteht mit Beginn der Pflichtversicherung der 
Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers (d.h. mit Anmeldung beim Sozialversicherungsträger). 

 3.3 Wie wird die viermonatige Mindestbeschäftigungsdauer ermittelt? 
Für die Beurteilung der viermonatigen Mindestbeschäftigungsdauer sind Beginn und Ende der 
Pflichtversicherung der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers heranzuziehen. 

 3.4 Sind von der Kommunalsteuerpflicht befreite Arbeitsverhältnisse förderungsfähig? 
Sofern die Arbeitsverhältnisse gemäß § 8 KommStG von der Kommunalsteuer befreit sind oder 
die Einstellung einer begünstigt behinderten Person gemäß Art. II § 2 BEinstG betreffen, sind 
von der Kommunalsteuerpflicht befreite Arbeitsverhältnisse förderungsfähig.  

 3.5 Welche einschlägigen Zuschussförderungen schließen den Beschäftigungsbonus aus? 
Wird ein Arbeitsverhältnis bereits im Zuge von 

 
− aws Lohnnebenkostenförderung für innovative Start-ups (aws) 
− Eingliederungsbeihilfe „Come Back“ (AMS) 
− Beihilfe für Ein-Personen-Unternehmen, die die ersten Beschäftigten einstellen (AMS) 
− Entgeltbeihilfe (BMASK) 
− Arbeitsplatzsicherungsbeihilfe (BMASK) 
− Beschäftigungsbonus (Land Kärnten) 
− Förderung der 1. Anstellung bei einem EPU (Land Vorarlberg) 
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gefördert bzw. soll für dieses Arbeitsverhältnis parallel zum Beschäftigungsbonus eine der 
angeführten Förderung beantragt werden, kann für die betreffende Person kein 
Beschäftigungsbonus gewährt werden. Die Liste der Zuschussförderungen wird laufend 
adaptiert und ab Programmstart auf www.beschaeftigungsbonus.at veröffentlicht.  
 

Der Erhalt des Beschäftigungsbonus könnte in anderen Förderungsprogrammen einen Ausschluss- 
oder Doppelförderungstatbestand darstellen. Nähere Informationen finden Sie in den jeweiligen 
Förderungsrichtlinien. 3.6 Kann der Beschäftigungsbonus mit einer Lohnnebenkostenbefreiung gemäß NeuFöG kombiniert werden? 

Ja. Nicht bezahlte Lohnnebenkostenbestandteile können im Beschäftigungsbonus jedoch nicht 
bezuschusst werden. 

 3.7 Wann ist der aws das förderungsfähige Arbeitsverhältnis bekannt zu geben? 
Das zusätzlich geschaffene förderungsfähige Arbeitsverhältnis ist der aws binnen 30 
Kalendertagen ab Beginn der Pflichtversicherung zu melden. Davon ausgenommen sind 
Teilzeitarbeitsverhältnisse, die zusammen das erste Vollzeitäquivalent bilden. In diesen Fällen 
kann der Nachweis auch nach Ablauf der 30-Tagesfrist erfolgen. 
 
Beispiel: 
 
Zwei Teilzeitarbeitsverhältnisse entstehen am 01.07.2017 bzw. am 01.09.2017 durch 
Anmeldung der Arbeitnehmerinnen bzw. der Arbeitnehmer beim Sozialversicherungsträger. In 
Summe bilden sie das erste Vollzeitäquivalent. Der Antrag ist daher bis spätestens 01.10.2017 
zu stellen (d.h. die 30-Tagesfrist wurde für das erste Teilzeitarbeitsverhältnis außer Kraft 
gesetzt). 

 3.8 Sind Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer die bereits im Unternehmen bzw. im Konzernverbund beschäftigt waren förderungsfähig?  
Der Beschäftigungsbonus kann gewährt werden, sofern die betreffende Arbeitnehmerin bzw. 
der betreffende Arbeitnehmer in den sechs Monaten vor Aufnahme des zu fördernden 
Beschäftigungsverhältnisses nicht im Unternehmen bzw. im Konzern beschäftigt oder tätig 
waren. Der Begriff „beschäftigt“ oder „tätig“ inkludiert auch: 
 
− Leiharbeitskräfte, 
− geringfügig Beschäftigte, 
− freie Dienstnehmer, 
− Karenzierte (aufrechtes Dienstverhältnis), 
− Präsenz- und Zivildiener (aufrechtes Dienstverhältnis). 

 3.9 Sind Personen förderungsfähig, die bereits im Zuge einer AMS-Arbeitserprobung, eines AMS-Arbeitstrainings oder einer AMS-Arbeitsplatzneuqualifizierung im Unternehmen bzw. im Konzernverbund beschäftigt waren? 
Ja, Personen die im Zuge einer AMS-Arbeitserprobung, eines AMS-Arbeitstrainings oder einer 
AMS-Arbeitsplatzneuqualifizierung im Unternehmen bzw. im Konzernverbund beschäftigt waren 
sind förderungsfähig. 
 
Erfolgt die Anstellung im Zuge einer anderen, nicht genannten Initiative, ist die 
Förderungsfähigkeit des Arbeitsverhältnisses davon abhängig zu machen, ob die 
Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer in den vergangenen sechs Monaten im Unternehmen 

http://www.beschaeftigungsbonus.at/
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oder Konzern tätig oder beschäftigt war. Ist dies der Fall, kann kein Beschäftigungsbonus 
gewährt werden. 

 3.10 Sind Teilzeitarbeitsverhältnisse förderungsfähig? 
Ja. Teilzeitarbeitsverhältnisse sind förderungsfähig, sofern es sich um ein 
vollversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis handelt. Vollversicherungspflichtige 
Arbeitsverhältnisse sind in allen Zweigen der Sozialversicherung (das sind Unfall-, Kranken- 
und Pensionsversicherung) pflichtversichert. 
 
Bitte beachten Sie, dass zumindest zwei Teilzeitarbeitsverhältnisse mit einem 
Mindestbeschäftigungsausmaß von insgesamt 38,5 Wochenstunden nachgewiesen werden 
müssen, um das erforderliche zusätzliche Vollzeitäquivalent nachweisen zu können. 

 3.11 Können geringfügige Beschäftigungsverhältnisse gefördert werden? 
Nein. 

 3.12 Können ehemals geringfügig Beschäftigte bei Aufnahme einer vollversicherungspflichtigen Beschäftigung im antragstellenden Unternehmen bzw. Konzern gefördert werden? 
Nein, da die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer in den vergangenen sechs Monaten bereits 
im antragstellenden Unternehmen bzw. Konzern tätig war. 

 3.13 Sind Lehrlinge und Anlernling die als Fachkraft übernommen werden förderungsfähig? 
Ja, bei Übernahme als Fachkraft sind Lehrlinge und Anlernlinge förderungsfähig, nicht jedoch 
bei Aufnahme des Lehrlings oder Anlernlings selbst (d.h. bei Beginn der Lehre bzw. des 
Ausbildungsverhältnisses). Bei Übernahme ist die Ummeldung bei der Sozialversicherung 
hochzuladen.  
 3.14 Sind Aspiranten die als Fachkraft übernommen werden förderungsfähig? 
Ja, bei Übernahme als Fachkraft sind Aspiranten förderungsfähig, nicht jedoch bei Aufnahme 
des Aspirantenjahres. 
 3.15 Sind karenzierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei ihrer Rückkehr in das antragstellende Unternehmen förderungsfähig?  
Nein, karenzierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stehen in einem aufrechten 
Arbeitsverhältnis. Das Kriterium der Zusätzlichkeit ist daher nicht erfüllt. 

 3.16 Sind Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer förderungsfähig, wenn sie vor Ablauf der viermonatigen Mindestbeschäftigungsdauer ihre Karenz antreten? 
Da auch während der Karenz ein aufrechtes Arbeitsverhältnis besteht, sind karenzierte 
Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer grundsätzlich förderungsfähig. Nachweislich bezahlte 
Lohnnebenkosten (Dienstgeberbeiträge) können daher bezuschusst werden. 

 3.17 Sind (geschäftsführende) Gesellschafter förderungsfähig? 
Ja, sofern diese im Rahmen des ASVG pflichtversichert sind. 

 3.18 Sind Familienangehörige der Unternehmerin bzw. des Unternehmers förderungsfähig? 
Ja, sofern diese die notwendigen Kriterien erfüllen.  
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3.19 Sind freie Dienstnehmer förderungsfähig? 
Ja, sofern diese vollversicherungspflichtig sind und die notwendigen Kriterien erfüllen. 

 3.20 Sind Personen förderungsfähig, die den Präsenz- oder Zivildienst schon abgeschlossen haben?  
Ja, Präsenz- oder Zivildiener, die den Präsenz- oder Zivildienst schon abgeschlossen haben, 
erfüllen die Kriterien eines Jobwechslers im Sinne der Sonderrichtlinie.  

 3.21 Existiert eine Obergrenze an zusätzlichen, förderungsfähigen Arbeitsverhältnissen? 
Nein. 

 3.22 Wie ist der Konzernverbund definiert? 
Zum Konzernverbund zählen „verbundene“ Unternehmen gemäß Art. 3 Abs. 3 der 
Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 06. Mai 2003 [Link], veröffentlicht im 
Amtsblatt der Europäischen Union, ABl. Nr. L 124/36 vom 20. Mai 2003. Die Definition nach § 
189a UGB ist nicht anzuwenden. Ehemals arbeitslose Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer 

 3.23 Wann ist eine beim AMS vorgemerkte Arbeitnehmerin bzw. ein beim AMS vorgemerkter Arbeitnehmer förderungsfähig? 
Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer die arbeitslos gemeldet sind oder sich beim 
Arbeitsmarktservice in Schulung befinden sind förderungsfähig. Die bloße Vormerkung zur 
Arbeitssuche ist nicht ausreichend. 

 3.24 Wird ein Leistungsbezug (z. B. Arbeitslosengeld) vorausgesetzt? 
Nein, es wird kein Leistungsbezug (z. B. Arbeitslosengeld) vorausgesetzt.  

 3.25 Wie lange kann die Arbeitslosigkeit zurückliegen? 
Eine Förderung im Rahmen des Beschäftigungsbonus ist möglich, wenn die Arbeitnehmerin 
bzw. der Arbeitnehmer in den drei Monaten vor Beginn des zu fördernden Arbeitsverhältnisses 
zumindest einen Tag arbeitslos gemeldet war oder sich beim Arbeitsmarktservice in Schulung 
befand. 

 3.26 Sind ehemals arbeitslose Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer förderungsfähig, die bereits zuvor im Unternehmen oder im Konzern tätig waren? 
Ja, sofern die oben genannten Fristen eingehalten werden und diese in den letzten sechs 
Monaten vor Aufnahme des zu fördernden Beschäftigungsverhältnisses nicht im 
antragstellenden Unternehmen bzw. im antragstellenden Konzern tätig waren. 
 3.27 Wie erfolgt der Nachweis für die Förderungswürdigkeit? 
Der Nachweis erfolgt über eine Vormerkung beim Arbeitsmarktservice in Verbindung mit einem 
geeigneten Aufenthaltstitel jener Person, die in Beschäftigung tritt. Als geeigneter 
Aufenthaltstitel gelten der „Nachweis der österreichischen Staatsbürgerschaft“ (auch der 
österreichische Reisepass oder Personalausweis), die „EU Anmeldebescheinigung für EWR-
Staatsbürger“, die „Rot-Weiß-Rot Karte plus“, „Familienangehöriger“, „Daueraufenthalt EU“ und 
die „Aufenthaltsberechtigung plus“. Der jeweilige Aufenthaltstitel muss während der 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE
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Arbeitslosmeldung und/oder Schulungsmaßnahme Gültigkeit besitzen. Diese Dokumente sind 
der aws im Zuge der Abrechnung zu übermitteln.  Teilnehmer an einer gesetzlich geregelten Ausbildung (Bildungsabgänger) 

 3.28 Was ist unter einer gesetzlich geregelten Ausbildung zu verstehen? 
Die gesetzlich geregelten Ausbildungen werden in einer beispielhaften Liste zusammengefasst, 
die zum Start des Förderprogrammes auf www.beschaeftigungsbonus.at veröffentlicht wird. 
Dazu zählen öffentliche und private Schulen, Universitäten, Privatuniversitäten und 
Fachhochschulen. 

 3.29 Ist die Lehrlingsausbildung gesetzlich geregelt? 
Ja. Lehrlinge sind daher bei Übernahme als Fachkraft förderungsfähig, nicht jedoch bei 
Aufnahme des Lehrlings selbst (d.h. bei Beginn der Lehre). 
 3.30 Gelten Ausbildungen am WIFI oder BFI als gesetzlich geregelt? 
Teilweise. Lehrgänge, die z. B.: einen Teil des Befähigungsnachweises für die Ausübung eines 
Gewerbes darstellen, oder Ausbildungen in medizinischen (Assistenz-)Berufen sind gesetzlich 
geregelt und erfüllen daher die Bedingung „Bildungsabgänger“. 
 3.31 Werden ausländische Ausbildungen anerkannt? 
Nein, nur inländische Ausbildungen die gesetzlich geregelt sind begründen die 
Förderungsfähigkeit. 

 3.32 Welche Fristen sind im Zusammenhang mit dem Abgang von einer Bildungseinrichtung zu beachten? 
Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer nimmt eine zumindest viermonatige Ausbildung 
wahr, wobei der Abgang von der Bildungseinrichtung nicht länger als zwölf Monate zurückliegt 
(gerechnet vom Beginn des zu fördernden Arbeitsverhältnisses). 
  
Beispiele: 
 
Das antragstellende Unternehmen beabsichtigt die Einstellung eines angehenden 
Bilanzbuchhalters, der einen berufsbegleitenden Abendkurs absolviert. Dieser ist bei 
Entstehung des Arbeitsverhältnisses noch nicht beendet. Da der Kursbeginn bereits länger als 
vier Monate zurückliegt, sind die Förderungsvoraussetzungen erfüllt. 

 3.33 Ist ein Abschluss (z. B. Matura, Diplom) von einer Bildungseinrichtung nachzuweisen? 
Nein, die Förderungsfähigkeit eines Bildungsabgängers ist an keinen Bildungsabschluss 
gebunden.  

 3.34 Ist eine Arbeitnehmerin bzw. ein Arbeitnehmer förderungsfähig, die nach dem Volksschulbesuch ausgewandert ist? 
Nein, da der Abgang von der österreichischen Bildungseinrichtung bis zum Antritt einer 
Beschäftigung länger als zwölf Monate zurückliegt. 
 

http://www.beschaeftigungsbonus.at/
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3.35 Sind längere Abwesenheiten während der Ausbildung nachzuweisen (z. B. längere Krankheit, Spitalsaufenthalt)? 
Nein, längere Abwesenheit während der Ausbildung sind nicht nachzuweisen. 

 3.36 Wie erfolgt der Nachweis für die Förderungswürdigkeit? 
Der Nachweis der Förderungsfähigkeit kann beispielsweise mit folgenden Unterlagen erfolgen: 

 
− Teilnahmebestätigung der Bildungseinrichtung, aus welcher die Art und die Dauer der 

Ausbildung hervorgeht 
− Zeugnis über den Abschluss (wenn dieser erfolgt ist), aus welchem die Art und die Dauer 

der Ausbildung hervorgeht 
 

Bitte bewahren Sie diese Unterlage im entsprechenden Personalakt auf. 
 Der Arbeitnehmer ist oder war in Österreich erwerbstätig („Jobwechsler“)  
 3.37 Welche Fristen sind bei Jobwechslern zu beachten? 

Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer war in Österreich zumindest vier Monate 
ununterbrochen erwerbstätig und somit pflichtversichert (voll- oder teilversichert), wobei die 
Erwerbstätigkeit längstens zwölf Monate vor Beginn des zu fördernden Arbeitsverhältnisses 
geendet hat. 

 3.38 Sind ehemals selbständig Tätige als „Jobwechsler“ einzustufen und damit förderungsfähig? 
Ja, sofern die oben genannten Fristen eingehalten werden. 

 3.39 Sind Personen die bei einem nun insolventen Arbeitgeber beschäftigt waren als Jobwechsler einzustufen? 
Ja, sofern die oben genannten Fristen eingehalten werden. 
 3.40 Sind ehemals geringfügig Beschäftigte als „Jobwechsler“ einzustufen und damit förderungsfähig? 
Ja, sofern die oben genannten Fristen eingehalten werden und diese in den sechs Monaten vor 
Aufnahme des zu fördernden Beschäftigungsverhältnisses nicht im antragstellenden 
Unternehmen bzw. im antragstellenden Konzern tätig waren. 
 3.41 Sind Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer, die bei einem österreichischen Unternehmen angestellt aber im Ausland tätig waren, als „Jobwechsler“ einzustufen und damit förderungsfähig? 
Ja, sofern die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer in Österreich pflichtversichert war und die 
oben genannten Fristen eingehalten werden. 
 3.42 Sind Lehrlinge bei Wechsel eines Lehrbetriebes förderungsfähig? 
Nein, Lehrlinge sind während des Lehrverhältnisses nicht förderungsfähig. Auch bei Wechsel 
des Lehrbetriebes kann kein Beschäftigungsbonus gewährt werden.  
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4. Was ist unter Beschäftigungszuwachs zu verstehen? 
 4.1 Welcher Beschäftigtenstand wird als Referenzwert herangezogen? 

Der Referenzwert ermittelt sich aus: 
- Anzahl der Beschäftigten VOR Entstehung des ersten zusätzlichen Arbeitsverhältnisses, 

das mit dem Beschäftigungsbonus gefördert werden kann 
- Anzahl der Beschäftigten, jeweils zum Quartalsende, der vier vorangegangenen Quartale. 

 
Sollte der Tag vor Entstehung des ersten zusätzlichen Arbeitsverhältnisses auf ein 
Quartalsende fallen, werden lediglich vier Beschäftigtenstände erhoben. 

 
Referenzwert: 
Der höchste Beschäftigtenstand dieser Werte wird als Referenzwert vertraglich fixiert und 
bildet die Ausgangsbasis für die Berechnung der Zusätzlichkeit. 
 
Beispiel: 
 
Die erste förderungsfähige Arbeitnehmerin tritt am 15.08.2017 in das antragstellende 
Unternehmen ein. Die Beschäftigtenstände sind daher zu folgenden Stichtagen zu ermitteln: 
 
1. Stichtag: 14.08.2017 

(Beschäftigtenstand: 5 Personen = Anzahl der Beschäftigten VOR Entstehung des ersten 
zusätzlichen Arbeitsverhältnisses) 

2. Stichtag: 30.06.2017 
(Beschäftigtenstand: 4 Personen = Anzahl Beschäftigten zum Quartalsende) 

3. Stichtag: 31.03.2017 
(Beschäftigtenstand: 5 Personen= Anzahl Beschäftigten zum Quartalsende) 

4. Stichtag: 31.12.2016 
(Beschäftigtenstand: 6 Personen = Anzahl Beschäftigten zum Quartalsende) 

5. Stichtag: 30.09.2016 
(Beschäftigtenstand: 5 Personen = Anzahl Beschäftigten zum Quartalsende) 

 
Der Höchstwert (Beschäftigtenstand: 6 Personen) wird vertraglich fixiert. Im gegenständlichen 
Fall kann eine Förderung für die am 15.08.2017 eingestellte Arbeitnehmerin beantragt 
werden. Durch die Einstellung steigt der Beschäftigtenstand zwischenzeitlich auf 6 Personen. 
Eine Förderung ist möglich, wenn zum Abrechnungsstichtag (d.h. am 14.08.2018) zumindest 
7 Personen im Unternehmen beschäftigt sind (d.h. vor einer Auszahlung muss der Rückgang 
der Stammbelegschaft ausgeglichen werden). 

 4.2 Wann und wie wird der Beschäftigungszuwachs ermittelt? 
Der Referenzwert wird mit dem zum Abrechnungsstichtag gültigen Beschäftigtenstand 
verglichen. Sofern ein Beschäftigungszuwachs vorliegt, gelangt der Zuschuss vollständig oder 
anteilig zur Auszahlung (zur anteiligen Auszahlung siehe Frage 5 im Abschnitt „Abrechnung und 
Auszahlung“). 4.3 Welcher Mindestbeschäftigtenzuwachs muss nachgewiesen werden? 
Voraussetzung für den Erhalt der Förderung ist der Nachweis der Zusätzlichkeit des 
Arbeitsverhältnisses. Zu diesem Zweck wird der Beschäftigtenstand zum Zeitpunkt der 
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Förderungsabrechnung mit dem vertraglich fixierten Beschäftigtenstand (Referenzwert) 
verglichen. Die Förderung gelangt zur Auszahlung, sofern ein Zuwachs von zumindest einem 
Vollzeitäquivalent nachgewiesen werden kann. Ein Vollzeitäquivalent im Sinne der Richtlinie 
entspricht einer Wochenarbeitszeit von 38,5 Stunden. Dies gilt unabhängig von abweichenden 
kollektivvertraglichen Bestimmungen. 

 4.4 Setzt der Mindestbeschäftigungszuwachs eine zusätzliche Vollzeitstelle voraus? 
Nein, der Mindestbeschäftigungszuwachs kann auch anhand mehrerer zusätzlicher 
Arbeitsverhältnisse nachgewiesen werden. Demnach begründen z. B.: zwei zusätzliche 
Teilzeitarbeitsverhältnisse mit einem Beschäftigtenausmaß von insgesamt 38,5 
Wochenstunden die Förderungsfähigkeit. 
 4.5 Kann der Mindestbeschäftigungszuwachs durch die Aufstockung eines Teilzeitarbeitsverhältnisses zu einem Vollzeitarbeitsverhältnis nachgewiesen werden? 
Nein, der Mindestbeschäftigungszuwachs kann durch die alleinige Aufstockung eines 
Teilzeitarbeitsverhältnisses nicht nachgewiesen werden. 

 4.6 Wie ist der Beschäftigtenstand zu ermitteln? 
Der Beschäftigtenstand umfasst mit Ausnahme von Lehrlingen und geringfügig Beschäftigten 
alle im antragstellenden Unternehmen beschäftigten vollversicherungspflichtigen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ist in Köpfen (= Anzahl der Personen) anzuführen.  
 
Dazu zählen auch: 

 
− karenzierte Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer, 
− Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer in Altersteilzeit, 
− Präsenz- und Zivildiener, die vor Antritt des Präsenzdienstes im antragstellenden 

Unternehmen angestellt waren, 
− vollversicherungspflichtige freie Dienstnehmerinnen bzw. Dienstnehmer, 
− vollversicherungspflichtige Praktikantinnen bzw. Praktikanten. 
 
Nicht vollversicherungspflichtig und daher nicht in den Beschäftigtenstand miteinzubeziehen 
sind z.B.: Rechtsanwalts- oder Notariatsanwärter. 
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4.7 Ist das Stundenausmaß bei der Berechnung des Beschäftigtenstandes zu beachten? 
Nein, für die Berechnung des Beschäftigtenstandes ist das Stundenausmaß nicht zu beachten. 
Auch Teilzeitarbeitsverhältnisse zählen als ein Kopf.  

 4.8 Wie ist der Beschäftigtenstand im Falle von Unternehmensübernahmen zu ermitteln? 
Im Falle von Übernahmen im Sinne von § 3 AVRAG ist der Beschäftigtenstand auf Ebene des 
übergebenden und übernehmenden Unternehmens zu ermitteln und zu addieren. 
 
Beispiel: 
 
Unternehmen A (10 Arbeitnehmer) wird in das antragstellende Unternehmen B (5 
Arbeitnehmer) eingegliedert. Der Beschäftigtenstand liegt daher bei 15 Arbeitnehmern. 

 4.9 Ist eine systematische Umwandlung von Voll- in Teilzeitarbeitsverhältnisse zur Erhöhung des Beschäftigtenstandes zulässig? 
Nein, eine systematische Umwandlung von Voll- in Teilzeitarbeitsverhältnisse ist nicht zulässig. 
Zu diesem Zweck sind bei Abrechnung die gesamten Jahresbeitragsgrundlagen des 
antragstellenden Unternehmens nachzuweisen. 
 4.10 Ist der Beschäftigtenstand auf Konzernebene oder auf Ebene des antragstellenden Unternehmens zu ermitteln? 
Bei Vorliegen eines Konzernverbundes ist der Beschäftigtenstand auf Ebene der 
antragstellenden Konzerneinheit, d.h. des einzelnen Unternehmens zu ermitteln. 

 4.11 Sind bei der Ermittlung des Beschäftigungsstandes Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer aller Betriebstätten des antragstellenden Unternehmens zu berücksichtigen? 
Es müssen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aller Betriebstätten berücksichtigt werden. 
Die isolierte Betrachtung einer einzelnen Betriebsstätte ist nicht zulässig. 

 4.12 Sind bei der Ermittlung des Beschäftigungsstandes geliehene Arbeitskräfte zu berücksichtigen? 
Nein, da kein Arbeitsverhältnis mit dem antragstellenden Unternehmen besteht. 
Leiharbeitskräfte fließen ausschließlich in den Beschäftigungsstand des Verleihers 
(Arbeitskräfteüberlasser) ein. 
 4.13 Welche Beschäftigtenstände haben neu gegründete Unternehmen zu ermitteln und nachzuweisen? 
Neu gegründete Unternehmen (das sind Unternehmen, die in den letzten zwölf Monaten vor 
Entstehung des ersten zu fördernden Arbeitsverhältnisses durch die Eintragung ins Firmenbuch 
bzw. durch die Entstehung der Gewerbeberechtigung gegründet wurden) ermitteln alle 
verfügbaren Beschäftigtenstände und weisen diese bei Antragstellung nach. 

 4.14 Wie werden karenzierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei der Ermittlung der Beschäftigtenstände berücksichtigt?  
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Da das Arbeitsverhältnis aufrecht bleibt, sind karenzierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
bei der Ermittlung der Beschäftigtenstände zu berücksichtigen. 
 4.15 Werden im Ausland gemeldete Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von international tätigen Unternehmen bei der Ermittlung des Beschäftigtenstandes berücksichtigt? 
Nein, es sind nur jene Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer zu berücksichtigen, die in 
Österreich pflichtversichert sind. 
 4.16 Wie erfolgt die Berechnung des Beschäftigtenstandes bei Betriebsneuansiedelung in Österreich? 
Hier wird ein Beschäftigungsstand von null als Referenzwert fixiert.  

 
 5. Abrechnung und Auszahlung 
 

 5.1 Wann wird der Beschäftigungsbonus ausbezahlt? 
Der Beschäftigungsbonus wird einmal jährlich im Nachhinein ausbezahlt. Die erstmalige 
Abrechnung und Auszahlung erfolgt ein Jahr nach Entstehung des ersten zu fördernden 
Arbeitsverhältnisses. Eine Vorfinanzierung der Lohnnebenkosten (Dienstgeberbeiträge) durch 
den Beschäftigungsbonus ist daher nicht möglich. 

 5.2 Kann der Zuschuss für Arbeitsverhältnisse ausbezahlt werden, die zum Abrechnungszeitpunkt noch keine vier Monate bestehen? 
Nein, da zum Abrechnungszeitpunkt die Förderungsvoraussetzungen 
(Mindestbeschäftigungsdauer von vier Monaten) noch nicht erfüllt sind. In diesem Fall gelangt 
der komplette Zuschuss im Folgejahr zur Auszahlung. 
 
Beispiel: 
 
Erstantragstellung und Nachweis des ersten Arbeitsverhältnisses:  15.08.2017 
Antragserweiterung und Nachweis eines weiteren Arbeitsverhältnisses:  01.05.2018 
Abrechnung per:         15.08.2018 
 
Das am 01.05.2018 nachgewiesene Arbeitsverhältnis besteht zum Zeitpunkt der Abrechnung 
noch keine vier Monate. Da die Förderungsvoraussetzungen noch nicht erfüllt sind, wird der 
Zuschuss für den Zeitraum 01.05.2018 bis 15.08.2019 zur Gänze im Folgejahr ausbezahlt. 

 5.3 Wie hoch fällt der Zuschuss aus? 
Die Zuschusshöhe hängt von der Anzahl der zusätzlichen Arbeitsverhältnisse und der Höhe des 
Jahresbruttogehaltes/-lohns ab. 
 
Beispiel: 
 
Für ein zusätzliches Arbeitsverhältnis mit einem Jahresbruttogehalt von EUR 35.000,- sind von 
Seiten des Arbeitgebers über drei Jahre hinweg Lohnnebenkosten in Höhe von rund EUR 
32.000,- zu entrichten. Die Zuschusshöhe beläuft sich demnach auf insgesamt EUR 16.000,-. 
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Beispiel: 
 
In einem stark wachsenden Unternehmen entstehen zehn zusätzliche Arbeitsverhältnisse mit 
einem durchschnittlichen Jahresbruttogehalt von EUR 40.000,-. Der Arbeitgeber hat in den 
kommenden drei Jahren zusätzliche Lohnnebenkosten in Höhe von EUR 366.000,- zu 
entrichten. Der Zuschuss beläuft sich daher auf insgesamt EUR 183.000,-. 

 5.4 Kann es zu einer Aliquotierung des Zuschusses kommen? 
Ja, falls zum Abrechnungszeitpunkt ein Zuwachs von zumindest einem Vollzeitäquivalent 
nachgewiesen werden kann (entspricht 38,5 Wochenstunden), jedoch Arbeitnehmerinnen bzw. 
Arbeitnehmer der Stammbelegschaft aus dem antragstellenden Unternehmen ausgeschieden 
sind. 
 
Beispiel: 
 
Referenzwert (vertraglich fixierter Beschäftigtenstand): 10 Arbeitnehmer 
Nachweis 1. förderungsfähiger Arbeitnehmer:  01.07.2017 
Nachweis 2. förderungsfähiger Arbeitnehmer:  01.10.2017 
 
Ein Arbeitnehmer aus der Stammbelegschaft scheidet aus dem Unternehmen aus. 
 
Referenzwert (vertraglich fixierter Beschäftigtenstand):  10 Arbeitnehmer 
Referenzwert (zum Zeitpunkt der Abrechnung):  11 Arbeitnehmer 
 
Der Zuschuss wird aliquotiert, da zwei förderungsfähigen Arbeitnehmern lediglich ein 
Beschäftigungszuwachs von einer Person gegenübersteht. Der Zuschuss gelangt daher anteilig 
(d.h. 1/2 = 50 %) zur Auszahlung. 

 5.5 Ein förderungsfähiges Arbeitsverhältnis endet nach Ablauf der viermonatigen Mindestbeschäftigungsdauer. Dadurch kann bei Abrechnung kein Beschäftigungszuwachs nachgewiesen werden (d.h. der Beschäftigtenstand bleibt unverändert). Gelangt der Zuschuss dennoch zur Auszahlung? 
Ja, da alle Förderkriterien vorliegen wird dieses Arbeitsverhältnis zum Abrechnungszeitpunkt im 
Beschäftigtenstand berücksichtigt. 

 5.6 Kann ein förderungsfähiges Arbeitsverhältnis, das nicht für die volle Programmdauer aufrecht bleibt, durch ein anderes förderungsfähiges Arbeitsverhältnis ersetzt werden? 
Ja, Nachfolger können zu gleichen Konditionen im Antrag eingesetzt werden, sofern das 
erstbeantragte Arbeitsverhältnis zumindest vier Monate aufrecht bleibt.  
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6. Welche Kosten werden gefördert? 
 6.1 Welche Lohnnebenkosten sind förderungsfähig? 

Der Lohnnebenkostenbegriff umfasst folgende Dienstgeberbeiträge: 
 

− Krankenversicherungsbeitrag 
− Unfallversicherungsbeitrag 
− Pensionsversicherungsbeitrag 
− Arbeitslosenversicherungsbeitrag 
− IESG-Zuschlag (Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz) 
− Wohnbauförderungsbeitrag 
− Mitarbeitervorsorge (BMSVG) 
− Dienstgeberbeitrag zum Familienlastenausgleichsfonds 
− Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag (Kammerumlage der Wirtschaftskammer) 
− Kommunalsteuer 

 6.2 Sind die förderungsfähigen Kosten durch eine Obergrenze begrenzt? 
Ja. Die Bemessungsgrundlage (Jahresbeitragsgrundlage) ist mit der ASVG-
Höchstbeitragsgrundlage gedeckelt. Diese beläuft sich im Kalenderjahr 2017 auf EUR 69.720,- 
p.a. 

 6.3 Welche Lohnnebenkosten sind nicht förderungsfähig? 
Nicht förderungsfähig sind Lohnnebenkosten, die über den o.a. Lohnnebenkostenbegriff oder 
die ASVG-Höchstbeitragsgrundlage hinausgehen. Hierbei handelt es sich beispielsweise um 
den Nachtschwerarbeitsbeitrag oder die U-Bahn Steuer. Verzugszinsen, Säumniszuschläge, 
Verwaltungsstrafen, Beitragszuschläge und Ordnungsbeiträge können ebenfalls nicht gefördert 
werden. 

 6.4 Wie werden künftige Lohn- und Gehaltssteigerung berücksichtigt? 
Die im Rahmen der Antragstellung angeführten Jahresbruttolöhne/-gehälter werden mit zwei 
Prozent p.a. valorisiert und als Bemessungsgrundlage fixiert. Dadurch werden künftige Lohn- 
und Gehaltssteigerungen der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers vorweggenommen. 
 6.5 Müssen variable Bezüge im Bruttolohn/-gehalt berücksichtigt werden? 
Wenn schwankende Bruttolöhne vorliegen, empfiehlt es sich, die variablen Lohn- oder 
Gehaltsbestandteile bei der Angabe des Bruttolohns/-gehaltes in voller Höhe zu 
berücksichtigen.  

 6.6 Wie wird die Ausweitung der Wochenarbeitszeit berücksichtigt? 
Die Ausweitung der Wochenarbeitszeit und die damit einhergehende Erhöhung des 
Bruttogehaltes bzw. Bruttolohns ist der aws über die elektronische Anwendung 
foerdermanager.aws.at bekanntzugeben und führt nach Prüfung durch die aws zu einer 
Erweiterung des Fördervertrages. 

 
 
 
 

 

file://company.local/afs/aws_erp/OE/GE/03%20Internas/Besch%C3%A4ftigungsbonus/foerdermanager.aws.at
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7. Weitergabe von personenbezogenen Daten 
 7.1 Dürfen personenbezogene Daten von Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmern an die aws weitergegeben werden? 

Die Weitergabe von personenbezogenen Daten an die aws ist an die Zustimmung der 
betreffenden Arbeitnehmerin bzw. des betreffenden Arbeitnehmers gebunden. Diese ist vorab 
schriftlich einzuholen (z.B.: durch eine entsprechende Ermächtigung im Dienstvertrag der 
Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers oder durch ein eigenständiges Formular). 

 7.2 Welche Arbeitnehmerdaten sind der aws bekannt zu geben? 
Im Zuge der Antragstellung und Abrechnung sind der aws folgende Arbeitnehmerdaten bekannt 
zu geben: 

 
− Vor- und Nachname 
− Geburtsdatum 
− Sozialversicherungsnummer 
− Eintritts- und Austrittsdatum 
− Beschäftigungsausmaß 
− Bruttogehalt/-lohn 
− Beitragsgrundlagen 
− Dienstgeberbeitragszahlungen 
− Ev. bisherige Versicherungszeiten 
− Ev. Arbeitslosenstatus 
− Ev. Besuchsbestätigung einer gesetzlich geregelten Ausbildung 

 



          Sonderrichtlinie "Beschäftigungsbonus"  des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen sowie dem Bundeskanzler in der Fassung vom 29. Juni 2017                       Bei der vorliegenden Richtlinie handelt es sich um eine Sonderrichtlinie auf der Grundlage der vom Bundesminister für Finanzen erlassenen "Allgemeinen Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln“ (ARR 2014), BGBl. II Nr. 208/2014. 
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1 Einleitung  Im internationalen Vergleich sind die von österreichischen Arbeitgeberunternehmen zu entrichtenden Lohnnebenkosten relativ hoch. Um dem entgegenzuwirken und positive Auswirkungen auf den heimischen Arbeitsmarkt und den Wirtschaftsstandort Österreich zu erzielen, hat die Bundesregierung mit den Ministerratsvorträgen vom 21.02.2017 und vom 03.05.2017 die Einführung eines Beschäftigungsbonus beschlossen.   Der Beschäftigungsbonus ist als Förderungsprogramm konzipiert und wird im Auftrag des Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft (BMWFW) durch die Austria Wirtschaftsservice GmbH (aws) abgewickelt.  2 Abgrenzung zu anderen Programmen / Initiativen  Durch die breite Ausrichtung und die Zielsetzung grenzt sich der Beschäftigungsbonus von bereits bestehenden Instrumenten der Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsförderung ab.  Im November 2015 wurde die schrittweise Senkung des Dienstgeberbeitrags zum Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) verabschiedet, um den Faktor Arbeit zu entlasten. Von dieser Maßnahme profitieren alle Arbeitgeberunternehmen, unabhängig davon ob zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden.  Im Juli 2016 wurde ergänzend dazu die Förderung von Lohnnebenkosten für besonders innovative und wachstumsstarke Start-ups beschlossen. Die Maßnahme sieht vor, die Lohnnebenkosten (Dienstgeberbeiträge) für die ersten drei Arbeitsplätze und maximal drei Jahre zu fördern, um die Attraktivität des Start-up-Standortes Österreich zu erhöhen.  Im Gegensatz dazu richtet sich das gegenständliche Förderungsprogramm grundsätzlich an alle Unternehmen, die zusätzliche Arbeitsplätze schaffen, unabhängig von deren Gründungsdatum, Größe und Branche. Damit sollen weitreichende Wachstums- und Beschäftigungsimpulse gesetzt werden. Der Förderungsgegenstand und die Zielsetzung grenzen den Beschäftigungsbonus von bereits bestehenden Zuschussprogrammen und Initiativen ab.  3 Rechtliche Rahmenbedingungen  3.1 Nationale Rechtsgrundlagen  
 Allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014), BGBl. II Nr. 208/2014, in der jeweils geltenden Fassung. 
 §§ 10b bis 10g Austria Wirtschaftsservice-Gesetz, BGBl. I Nr. 130/2002 in der Fassung BGBl. I Nr. XXX/2017. 
 § 3 Abs. 1 Z 35 Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. I Nr. 400/1988 in der Fassung BGBl. I Nr. XXX/2017.    

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2014_II_208/BGBLA_2014_II_208.pdf
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3.2 Europäische Rechtsgrundlagen  Das gegenständliche Förderungsprogramm wird als „Allgemeine Maßnahme“ abgewickelt, ist nicht selektiv und fällt somit nicht in den Anwendungsbereich des EU-Beihilfenrechts.  4 Programmziele  4.1 Strategische Ziele  Ziel des Beschäftigungsbonus ist es, durch die Vergabe von nicht rückzahlbaren Zuschüssen für die Lohnnebenkosten von zusätzlichen förderungsfähigen Arbeitsverhältnissen einen Wachstums- und Beschäftigungsimpuls zu setzen, wodurch der österreichische Arbeitsmarkt entlastet wird.   4.2 Operative Ziele  Mit der Umsetzung des gegenständlichen Förderungsprogramms werden die nachstehend aufgelisteten operativen Ziele verfolgt:  
 Der Faktor Arbeit wird spürbar entlastet. 
 Das Förderungsprogramm schafft breitenwirksame Anreize zur Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze und ist ein Beitrag zur Reduktion der Arbeitslosigkeit. 
 Das Förderungsprogramm unterstützt das Wachstum von Unternehmen durch die temporäre Verringerung von Personalkosten.    



 19.06.2017 | 5  

5 Monitoring und Evaluierung  Da es sich beim Beschäftigungsbonus um ein neues Förderungsprogramm handelt, ist ein begleitendes Monitoring für das laufende Programm vorgesehen. Zum Zwecke der Datengewinnung verpflichtet sich die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer zu einer späteren Datenbereitstellung.  Gemäß Ministerratsvortrag vom 21. Februar 2017 wird die Maßnahme nach spätestens zwei Jahren extern evaluiert. Die Evaluierung ist im Auftrag des Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft durchzuführen und hat zumindest folgende Eckpunkte zu enthalten:   - Effekte auf den Arbeitsmarkt (insbesondere die Additionalität der Förderung im Sinne der Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze) 
- direkte Effekte bei den geförderten Unternehmen (insbesondere auf die Kosten-, Ertrags- und Beschäftigungsstruktur) 
- indirekte Effekte auf die Gesamtwirtschaft (insbesondere auf den Konsum und die Unternehmensinvestitionen) 

 Im Sinne der strategischen und operativen Zielsetzung sollen jedenfalls folgende Indikatoren auf Ebene der geförderten Unternehmen erhoben werden:  
 Anzahl der zusätzlichen Arbeitsverhältnisse, die mittels Beschäftigungsbonus gefördert werden 
 Anzahl und Anteil der vollversicherungspflichten Arbeitsverhältnisse 

 Die aufgelisteten Indikatoren sind wie folgt zu detaillieren:  
 nach den Wirtschaftssektoren 
 nach den Bundesländern 
 nach dem Beschäftigtenstand (d.h. entsprechend der drei Kriterien des förderungsfähigen Personenkreises gemäß Punkt 6.1.1 dieser Sonderrichtlinie) zum Zeitpunkt der Antragstellung 
 nach dem Unternehmensalter zum Zeitpunkt der Antragstellung 
 nach dem Geschlecht (Arbeitsverhältnisse)  Darüberhinausgehende Indikatoren werden mit dem Bundesministerium für Wissenschaft, 

Forschung und Wirtschaft abgestimmt und haben den Vorgaben der „Wirkungsorientierten 
Folgenabschätzung“ zu entsprechen.    
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6 Förderung  6.1 Förderungsgegenstand  Gegenstand der Förderung ist der teilweise Ersatz von Personalkosten (gedeckelt mit den Lohnnebenkosten in Höhe der Dienstgeberbeiträge), die von Arbeitgeberunternehmen für zusätzliche förderungsfähige Arbeitsverhältnisse ab Beginn der Pflichtversicherung über eine Dauer von bis zu drei Jahren nachweislich bezahlt werden.  6.1.1 Förderungsfähige Arbeitsverhältnisse  Ein förderungsfähiges Arbeitsverhältnis im Sinne dieser Sonderrichtlinie liegt bei Erfüllung aller nachfolgend aufgelisteten Kriterien vor:  
 Es handelt sich um ein vollversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis (d.h. die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer ist in der Pensions-, Kranken- und Unfallversicherung pflichtversichert), das frühestens ab 01.07.2017 entsteht. Das Arbeitsverhältnis entsteht mit Beginn der Pflichtversicherung der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers. 
 Das Arbeitsverhältnis unterliegt der Kommunalsteuerpflicht oder ist gemäß § 8 KommStG von der Kommunalsteuer befreit oder umfasst die Beschäftigung einer begünstigt behinderten Person gemäß Art. II § 2 BEinstG. 
 Das Arbeitsverhältnis muss zumindest vier Monate kontinuierlich bestehen, wobei für die Beurteilung der Mindestbeschäftigungsdauer Beginn und Ende der Pflichtversicherung der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers heranzuziehen sind. 
 Das Arbeitsverhältnis unterliegt dem österreichischen Arbeits- und Sozialrecht. Alle daraus resultierenden Vorschriften werden ausnahmslos eingehalten. 
 Das Arbeitsverhältnis wird von keiner Landes- oder Bundesstelle im Rahmen eines Zuschussprogramms gefördert, das auf einer von der aws in Abstimmung mit dem Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und unter Einbindung des Arbeitsmarktservice erstellten Liste vermerkt ist. Diese Liste wird zumindest vierteljährlich aktualisiert und auf www.beschäftigungsbonus.at veröffentlicht und gilt zum Zeitpunkt des Beginns der Pflichtversicherung des förderungsfähigen Arbeitsverhältnisses. 
 Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer gehört dem förderungsfähigen Personenkreis an und war in den letzten sechs Monaten vor Beginn der Pflichtversicherung nicht im antragstellenden Unternehmen oder im Konzernverbund tätig (inkl. Leiharbeitsverhältnisse und freie Dienstverhältnisse). Zum Konzernverbund im Sinne dieser Sonderrichtlinie zählen verbundene Unternehmen gemäß Art. 3 Abs. 3 der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 06. Mai 2003, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union, ABl. Nr. L 124/36 vom 20. Mai 2003. 

   

http://www.beschäftigungsbonus.at/
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE
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Zum förderungsfähigen Personenkreis zählen alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die zumindest eines der nachfolgend aufgelisteten Kriterien erfüllen:  
 Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer war unmittelbar innerhalb der letzten drei Monate vor Entstehung des zu fördernden Arbeitsverhältnisses zumindest einmal beim Arbeitsmarktservice arbeitslos gemeldet oder befand sich im Rahmen der Arbeitslosigkeit in Schulung (zu den erforderlichen Nachweisen siehe Punkt 8.1 dieser Sonderrichtlinie). Die Förderungsfähigkeit der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers ist an keinen Leistungsbezug gebunden.  
 Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer hat vor Entstehung des zu fördernden Arbeitsverhältnisses an einer in der vom Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und dem Bundeskanzleramt erstellten Liste angeführten, auf bundes- oder landesgesetzlicher Basis geregelten Ausbildung in Österreich teilgenommen, wobei der Abgang von der Bildungseinrichtung nicht länger als zwölf Monate zurückliegen darf. Diese Liste wird auf www.beschäftigungsbonus.at veröffentlicht und gilt zum Zeitpunkt des Beginns der Pflichtversicherung des förderungsfähigen Arbeitsverhältnisses. Die Förderungsfähigkeit der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers ist an eine durchgängige viermonatige Mindestteilnahme durch die Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitnehmer gebunden, setzt jedoch keinen Bildungsabschluss voraus. 
 Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer war vor Entstehung des zu fördernden Arbeitsverhältnisses bereits in Österreich erwerbstätig und somit pflichtversichert (Voll- oder Teilversicherung). Die Förderungsfähigkeit der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers ist an eine zumindest viermonatige ununterbrochene Pflichtversicherung gebunden, die längstens zwölf Monate vor Entstehung des zu fördernden Arbeitsverhältnisses geendet hat. 

 Lehrlinge werden bei Übernahme als vollversicherungspflichtige Angestellte, Arbeiterinnen oder Arbeiter (Fachkraft) im antragstellenden Unternehmen gefördert, nicht aber bei Aufnahme der Lehrlingsausbildung.   Das Vorliegen der in diesem Unterpunkt angeführten Kriterien ist der aws von der Förderungswerberin bzw. vom Förderungswerber und – sofern dies in den Folgeabschnitten der gegenständlichen Sonderrichtlinie als erforderlich gekennzeichnet ist – von einem Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater zu bestätigen.  6.1.2 Zusätzliche Arbeitsverhältnisse  Voraussetzung für den Erhalt der Förderung ist der Nachweis von zumindest einem zusätzlichen förderungsfähigen Arbeitsverhältnis mit einem Mindestbeschäftigungsausmaß von zumindest 38,5 Wochenstunden (entspricht einem Vollzeitäquivalent, das sich aus einem oder mehreren Arbeitsverhältnissen zusammensetzen kann). Um die Zusätzlichkeit des Arbeitsverhältnisses nachzuweisen, hat die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber die Beschäftigtenstände unmittelbar vor Entstehung des ersten zu fördernden Arbeitsverhältnisses und zum Ende der vier vorausgegangenen Kalenderquartale zu erheben und anzugeben. Die Beschäftigtenstände werden seitens der aws vom 

http://www.beschäftigungsbonus.at/
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Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger automatisiert abgefragt, sobald die dafür notwendigen technischen Voraussetzungen geschaffen werden.  Die Beschäftigtenstände umfassen mit Ausnahme von Lehrlingen und geringfügig Beschäftigten alle bei der Förderungswerberin bzw. beim Förderungswerber gemeldeten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und sind in Köpfen anzugeben. In diesem Zusammenhang sind folgende Berechnungsgrundsätze anzuwenden:  
 Bei Vorliegen eines Konzernverbundes ist der Beschäftigtenstand auf Ebene der antragstellenden Konzerneinheit (Rechtsperson), d.h. des jeweiligen einzelnen Unternehmens zu ermitteln. 
 Im Falle neu gegründeter Unternehmen (d.s. Unternehmen, die in den letzten zwölf Monaten vor Beginn der Pflichtversicherung des ersten zu fördernden Arbeitsverhältnisses durch die Eintragung ins Firmenbuch bzw. durch die Entstehung der Gewerbeberechtigung gegründet wurden oder anderweitig ihre wirtschaftliche Tätigkeit aufgenommen haben) sind alle verfügbaren Beschäftigtenstände zu ermitteln. 
 Im Falle von Betriebsübergängen im Sinne von § 3 AVRAG ist der Beschäftigtenstand auf Ebene des übergebenden und übernehmenden Unternehmens zu ermitteln und aufzusummieren. 

 Die Korrektheit der Beschäftigtenstände ist von einem Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater im Rahmen der Antragstellung zu bestätigen. Der höchste Beschäftigtenstand wird als Referenzwert für die Beurteilung der Zusätzlichkeit herangezogen und vertraglich fixiert. Förderungswerberinnen bzw. Förderungswerber, die einen rückläufigen Beschäftigungsstand aufweisen, müssen diesen Beschäftigungsrückgang ausgleichen, ehe eine Zuschussförderung für zusätzliche Arbeitsverhältnisse gewährt werden kann.  Die systematische Umwandlung von Voll- in Teilzeitarbeitsverhältnisse zur Umgehung dieser Förderungsbestimmung ist nicht förderungsfähig. Zu diesem Zweck erhebt die aws beim Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger die Summe der Jahresbeitragsgrundlagen aller bei der Förderungswerberin bzw. beim Förderungswerber beschäftigten vollversicherungspflichtigen Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer, für jene zwei Kalenderjahre, die der Abrechnung vorangehen.   6.2 Förderungswerberin bzw. Förderungswerber  Förderungsfähige Unternehmen verfügen über einen Sitz oder eine Betriebsstätte in Österreich, werden im eigenen Namen und auf eigene Rechnung geführt und erfüllen den Unternehmensbegriff gemäß § 1 UGB.  6.2.1 Ausschlusskriterien  Nicht förderungsfähig sind Unternehmen:   
 die gemäß dem „Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen“ (ESVG 2010) von der Statistik Austria als „Staatliche Einheit“ mit der Kennung S.13 
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geführt werden, ausgenommen jener Unternehmen, die im Wettbewerb mit anderen am Markt tätigen Unternehmen stehen und keine hoheitlichen Aufgaben vollziehen, 
 die als Aus-, Um- oder Neugründung bzw. im Wege einer Übernahme oder eines Treuhandmodells zur Umgehung der Förderungsbestimmungen errichtet wurden oder zu demselben Zweck Organisationsänderungen bzw. Personalverschiebungen innerhalb eines Konzernverbundes durchführen. 

 Das Vorliegen der unter Punkt 6.2. dieser Sonderrichtlinie angeführten Förderungsvoraussetzungen ist von der Förderungswerberin bzw. vom Förderungswerber zu erklären und von einem Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater zu bestätigen.  6.3 Förderungsfähige Kosten  Förderungsfähig sind jene Personalkosten (gedeckelt mit den Lohnnebenkosten in Höhe der   Dienstgeberbeiträge), die über die Dauer von bis zu drei Jahren ab Beginn der Pflichtversicherung von Seiten der Förderungsnehmerin bzw. des Förderungsnehmers für zusätzliche förderungsfähige Arbeitsverhältnisse nachweislich bezahlt wurden. Der Lohnnebenkostenbegriff umfasst folgende Dienstgeberbeiträge:  
 Krankenversicherungsbeitrag 
 Unfallversicherungsbeitrag 
 Pensionsversicherungsbeitrag 
 Arbeitslosenversicherungsbeitrag 
 IESG-Zuschlag (Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz) 
 Wohnbauförderungsbeitrag 
 Mitarbeitervorsorge (BMSVG) 
 Dienstgeberbeitrag zum Familienlastenausgleichsfonds 
 Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag (Kammerumlage der Wirtschaftskammer) 
 Kommunalsteuer  Die im Zuge der Antragstellung angegebenen Jahresbruttogehälter bzw. -löhne werden mit zwei Prozent p.a. valorisiert (um künftige Gehaltssteigerungen zu berücksichtigen) und als Bemessungsgrundlage herangezogen.  Als Obergrenze für die Bemessungsgrundlage wird die zum Antragszeitpunkt bzw. zum Nachmeldezeitpunkt gültige ASVG-Höchstbeitragsgrundlage herangezogen.   Die Abrechnung erfolgt auf Basis der nachgewiesenen Beitragsgrundlagen. Unterliegen die Arbeitsverhältnisse einer Lohnabgabenbefreiung (z.B. im Rahmen des Neugründung-Förderungsgesetzes, BGBl. I Nr. 106/99), so reduzieren sich die förderungsfähigen Kosten um nicht bezahlte Dienstgeberbeiträge.  
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6.4 Nicht förderungsfähige Kosten  Zu den nicht förderungsfähigen Kosten zählen:  
 Lohnnebenkosten, die aus einem Arbeitsverhältnis resultieren, das gemäß Punkt 6.1 dieser Sonderrichtlinie nicht förderungsfähig ist. 
 Lohnnebenkostenbestandteile, die über die taxative Auflistung gemäß Punkt 6.3 dieser Sonderrichtlinie hinausgehen. 
 Lohnnebenkosten, die sich auf Beitragsbestandteile über der ASVG-Höchstbeitragsgrundlage beziehen. 
 Verzugszinsen, Säumniszuschläge oder Verwaltungsstrafen, die für eine verspätete Zahlung der Lohnnebenkosten von den zuständigen Stellen verrechnet werden. 
 Beitragszuschläge und Ordnungsbeiträge, die von den Krankenversicherungsträgern im Falle verspäteter Meldungen eingehoben werden.  6.5 Förderungsart  Die Förderung erfolgt in Form von nicht rückzahlbaren Zuschüssen (sonstige Geldzuwendung privatrechtlicher Art im Sinne von § 2 Z 3 gemäß ARR 2014).  6.6 Förderungslaufzeit  Die Förderungslaufzeit beginnt taggleich mit dem Beginn der Pflichtversicherung des ersten zusätzlichen förderungsfähigen und fristgerecht (siehe Punkt 7.1 dieser Sonderrichtlinie) nachgewiesenen Arbeitsverhältnisses und endet spätestens drei Jahre nach Beginn der Pflichtversicherung des letzten zusätzlichen förderungsfähigen und fristgerecht nachgewiesenen Arbeitsverhältnisses.  6.7 Förderungshöhe  Der Zuschuss beläuft sich auf 50 % der förderungsfähigen Kosten und ist gemäß § 3 (1) Z 35 EStG von der Einkommenssteuer befreit.    
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7 Abwicklung der Förderungsmaßnahme  Mit dem Programmmanagement und der Abwicklung dieser Förderungsmaßnahme ist die Austria Wirtschaftsservice GmbH als Abwicklungsstelle gemäß § 8 ARR 2014 betraut.  7.1 Antrag  Die Förderung wird grundsätzlich im Wege eines Antragsverfahrens durchgeführt. Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber stellt ab 01.07.2017 einen schriftlichen Förderungsantrag über die elektronische Anwendung aws Fördermanager, aufrufbar unter https://foerdermanager.aws.at. Voraussetzung für die Antragstellung ist die Entstehung zusätzlicher förderungsfähiger Arbeitsverhältnisse mit einem Mindestbeschäftigungsausmaß von insgesamt 38,5 Wochenstunden (entspricht einem Vollzeitäquivalent).  Im Zuge der Antragstellung sind der aws folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:  
 Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber erklärt das Vorliegen der Förderungsvoraussetzungen gemäß Punkt 6.1.1 dieser Sonderrichtlinie. 
 Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber gibt die unter Punkt 6.1.2 dieser Sonderrichtlinie genannten Beschäftigtenstände bekannt. Die Korrektheit dieser Angaben ist von einem Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater zu bestätigen. Die Bestätigung des Wirtschaftsprüfers oder Steuerberaters kann entfallen, sobald die notwendigen technischen Voraussetzungen für eine automatisierte Abfrage der Beschäftigtenstände vom Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger geschaffen werden. 
 Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber erklärt, die Voraussetzungen für ein förderungsfähiges Unternehmen zu erfüllen und dass keine Ausschlusskriterien gemäß Punkt 6.2 dieser Sonderrichtlinie vorliegen. Die Korrektheit dieser Angaben ist von einem Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater zu bestätigen.   
 Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber erklärt, dass die Zustimmung der betreffenden Arbeitnehmerin bzw. des betreffenden Arbeitnehmers vor Weiterleitung förderungsrelevanter und personenbezogener Daten an die aws eingeholt wurde und damit keine Verletzung von Datenschutzbestimmungen vorliegt. Die Daten werden von der aws ausschließlich zur Förderungsabwicklung verwendet und verarbeitet. 
 Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber legt der aws die vollständige Anmeldung der betreffenden Arbeitnehmerin bzw. des betreffenden Arbeitnehmers beim zuständigen Krankenversicherungsträger elektronisch vor. Die vollständige Anmeldung ist spätestens 30 Kalendertage nach Beginn der Pflichtversicherung zur Verfügung zu stellen, sobald das Mindestbeschäftigungsausmaß von 38,5 Wochenstunden erstmals erreicht ist. 
 Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber erklärt, alle aus der Richtlinie geltenden Verpflichtungen zu übernehmen und bestätigt die Vollständigkeit, Richtigkeit und Nachweisbarkeit der Angaben. 

https://foerdermanager.awsg.at/
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 Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber erklärt die Kenntnisnahme der gegenständlichen Sonderrichtlinie einschließlich der ARR 2014 idgF. 
 Der Förderungsantrag ist sowohl von der Förderungswerberin bzw. vom Förderungswerber als auch vom Wirtschaftsprüfer bzw. Steuerberater zu unterfertigen.  7.2 Abschluss und Erweiterung des Förderungsvertrages  Förderungsanträge werden von der aws hinsichtlich der Erfüllung der Fördervoraussetzungen der Sonderrichtlinie geprüft. Entscheidungen über Förderungsanträge trifft die aws im Namen und auf Rechnung des Bundes.  Die aws übermittelt der Förderungswerberin bzw. dem Förderungswerber den Förderungsvertrag (siehe Punkt 8 dieser Sonderrichtlinie).  Weitere zusätzliche förderungsfähige Arbeitsverhältnisse, die nach Antragstellung entstehen, sind der aws durch Vorlage der vollständigen Anmeldung beim zuständigen Krankenversicherungsträger jeweils binnen 30 Kalendertagen ab Beginn der Pflichtversicherung nachzuweisen. Darüber hinaus erklärt die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber das Vorliegen der Förderungsvoraussetzungen gemäß Punkt 6.1.1 dieser Sonderrichtlinie. Die aws übermittelt eine Bestätigung über die Erweiterung des bestehenden Förderungsvertrages um diese Arbeitsverhältnisse.  Ausweitungen des Beschäftigungsausmaßes und die daraus resultierende Anpassung der Bruttogehälter bzw. -löhne sind der aws bekanntzugeben, sofern sich diese auf bereits nachgewiesene förderungsfähige Arbeitsverhältnisse beziehen. Eine Anpassung/Erweiterung der Förderungszusage führt zu einer Erhöhung der Bemessungsgrundlage im bestehenden Förderungsvertrag.  Sollten die notwendigen Voraussetzungen der gegenständlichen Sonderrichtlinie nicht erfüllt werden, kommt kein Förderungsvertrag bzw. keine Erweiterung des Förderungsvertrages zu Stande. Ein dem Grunde und der Höhe nach bestimmter Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Förderung wird durch die vorliegende Sonderrichtlinie nicht begründet. Die Gewährung der Förderung erfolgt nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Budgetmittel.   
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8 Förderungsvertrag  Eine Förderung wird nur aufgrund eines schriftlichen Förderungsvertrags gewährt. Dieser bildet folgende Inhalte direkt oder implizit ab:  
 Bezeichnung der Rechtsgrundlage, 
 Bezeichnung der Förderungsnehmerin bzw. des Förderungsnehmers, einschließlich von Daten, die die Identifikation gewährleisten (z.B. Geburtsdatum, Firmenbuchnummer u.ä.), 
 Beginn und Dauer der Laufzeit der Förderung, 
 Art und Höhe der Förderung, 
 genaue Beschreibung der förderungsfähigen Arbeitsverhältnisse (Förderungsgegenstand), 
 förderungsfähige und nicht förderungsfähige Kosten, 
 Fristen für die Berichtspflichten, 
 Auszahlungsbedingungen, 
 Kontrolle und gegebenenfalls Mitwirkung bei der Evaluierung, 
 Bestimmungen über die Einstellung und Rückzahlung der Förderung, 
 sonstige Vertragsbestimmungen. 

 8.1 Abrechnung  Die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer ist verpflichtet, der aws Abrechnungen, bestehend aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis, vorzulegen. Die inhaltliche Korrektheit dieser Abrechnungen ist von einem Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater zu bestätigen.  Der Abrechnungszeitraum beginnt taggleich mit der Pflichtversicherung des ersten in den Förderungsvertrag aufgenommen Arbeitsverhältnisses und endet nach zwölf Monaten bzw. nach Ablauf der Förderungslaufzeit gemäß Punkt 6.6 dieser Sonderrichtlinie. Die Abrechnung ist innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des jeweiligen Abrechnungszeitraums zu legen.  Aus dem Sachbericht müssen der Beschäftigtenstand zum Abrechnungsstichtag im Sinne von Punkt 6.1.2 dieser Sonderrichtlinie und nachfolgend aufgelistete Angaben zu jenen Arbeitsverhältnissen hervorgehen, die Gegenstand des Förderungsvertrages sind:  
 Sozialversicherungsnummer der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers, 
 Namentliche Nennung der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers (Vor- und Nachname), 
 Zeitpunkt der Entstehung, Zeitpunkt der Beendigung oder ob das Arbeitsverhältnis nach wie vor aufrecht ist, 
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 Gewöhnliches Beschäftigungsausmaß in Wochenstunden, 
 Bestätigung, dass die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer in den letzten sechs Monaten vor Beginn der Pflichtversicherung nicht im antragstellenden Unternehmen oder im Konzernverbund tätig war (inkl. Leiharbeitsverhältnisse und freie Dienstverhältnisse). 
 Sofern es sich bei der Arbeitnehmerin bzw. beim Arbeitnehmer um eine ehemals arbeitslos gemeldete Person handelt, ist die Bestätigung der Vormerkung beim Arbeitsmarktservice in Verbindung mit einem geeigneten Aufenthaltstitel vorzulegen. Als geeignet gelten: 

 Nachweis der österreichischen Staatsbürgerschaft oder 
 EU-Anmeldebescheinigung für EWR-Staatsbürger oder 
 sonstiger Aufenthaltstitel mit unbeschränktem Arbeitsmarktzugang für Drittstaatsangehörige: 

- „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ (§ 41a NAG) oder 
- „Familienangehöriger“ (§ 47 NAG) oder „Daueraufenthalt EU“ (§ 45 NAG) oder 
- „Aufenthaltsberechtigung – plus“ (§ 54 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005). 

Ab 01.01.2018 wird der aus der Bestätigung der Vormerkung beim AMS und einem geeigneten Aufenthaltstitel bestehende Nachweis durch das AMS-Formular 
„Arbeitslos vorgemerkt bzw. in Schulungsmaßnahme des AMS“ ersetzt. 

 Sofern es sich bei der Arbeitnehmerin bzw. beim Arbeitnehmer um eine Teilnehmerin bzw. einen Teilnehmer einer gesetzlich geregelten Ausbildung handelt, ist eine entsprechende Bestätigung vorzulegen. 
 Der zahlenmäßige Nachweis muss eine nachweisbare Aufgliederung aller mit den geförderten Arbeitsverhältnissen zusammenhängenden Dienstgeberbeitragszahlungen und –gutschriften samt Beitragsgrundlagen gemäß Punkt 6.3 dieser Sonderrichtlinie umfassen und ist gemeinsam mit dem Sachbericht über die elektronische Anwendung aws Fördermanager zu übermitteln.  Hat die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer für die im Förderungsvertrag angeführten Arbeitsverhältnisse andere Zuschussförderungen gemäß Punkt 6.1.1 dieser Sonderrichtlinie erhalten (Verbot der Doppelförderung des Arbeitsverhältnisses), so hat der zahlenmäßige Nachweis trotzdem auch diese zu umfassen. Arbeitsverhältnisse für die eine derartige Zuschussförderung beantragt oder genehmigt wurden verlieren ihre Förderungsfähigkeit. Die daraus resultierenden Lohnnebenkosten werden nicht gefördert.  
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8.2 Auszahlung der Förderung  Der Zuschuss wird nach fristgerechter Vorlage der jeweiligen Abrechnung (d.h. innerhalb von drei Monaten ab dem jeweiligen Abrechnungsstichtag) und einer Prüfung durch die aws ausbezahlt. Die Auszahlung erfolgt nachträglich in Einmalbeträgen und erfordert eine inländische Kontoverbindung der Förderungsnehmerin bzw. des Förderungsnehmers.  In diesem Zusammenhang wird unter anderem der im Sachbericht der Abrechnung angeführte Beschäftigtenstand mit dem vertraglich fixierten Beschäftigtenstand (Referenzwert gemäß Punkt 6.1.2 dieser Sonderrichtlinie) verglichen, um den Beschäftigungszuwachs zu ermitteln. Vollstreckbare Abgabenschulden gegenüber Krankenversicherungsträgern und/oder dem Betriebsfinanzamt verzögern die Auszahlung bis zu ihrer vollständigen Zahlung bzw. bis zum Abschluss einer Ratenvereinbarung, die binnen 60 Kalendertagen zu erfolgen hat bzw. abzuschließen ist (siehe Punkt 8.5.1 dieser Sonderrichtlinie).   Im Falle von aufrechten Arbeitsverhältnissen, die zum Abrechnungszeitpunkt noch keine vier Monate bestehen, gelangt der entsprechende Zuschussteilbetrag im Zuge der Folgeabrechnung zur Auszahlung.  Im Falle einer Reduktion des um förderungsfähige und nachgewiesene Arbeitsverhältnisse bereinigten Beschäftigtenstands (d.h. im Falle des Abbaus der Stammbelegschaft), gelangt der Zuschuss anteilig zur Auszahlung, sofern:  
 der im Sachbericht der Abrechnung angeführte Beschäftigtenstand über dem vertraglich fixierten Beschäftigtenstand (Referenzwert gemäß Punkt 6.1.2 dieser Sonderrichtlinie) liegt, und 
 zumindest ein zusätzliches förderungsfähiges Arbeitsverhältnis mit einem Mindestbeschäftigungsausmaß von 38,5 Wochenstunden (entspricht einem Vollzeitäquivalent) entstanden ist und zumindest vier Monate aufrecht blieb.  Andernfalls ist im betreffenden Jahr keine Förderung möglich.    8.3 Auflagen und Bedingungen  Die Gewährung der Förderung ist davon abhängig zu machen, dass  
 ein vorbehaltlos unterfertigter Förderungsantrag eingebracht wird, der bereits alle Auflagen und Bedingungen beinhaltet und die aws diesem schriftlich zustimmt, 
 die Entstehung und zumindest viermonatige Aufrechterhaltung von zusätzlichen förderungsfähigen Arbeitsverhältnissen mit einem Beschäftigungsausmaß von zumindest 38,5 Wochenstunden (entspricht einem Vollzeitäquivalent) nachgewiesen wird, 
 die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber im Förderungsantrag entsprechende Angaben über beabsichtigte, laufende oder erledigte Anträge in einschlägigen Zuschussprogrammen macht (siehe Punkt 6.1.1 dieser Sonderrichtlinie), sofern sich diese Anträge auf Arbeitsverhältnisse beziehen, die 
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Bestandteil des Förderungsvertrages sind. Spätere Änderungen sind der aws mitzuteilen, 
 der aws alle Ereignisse, welche die Entstehung oder zumindest viermonatige Aufrechterhaltung eines zusätzlichen förderungsfähigen Arbeitsverhältnisses und die Zahlung der daraus entstehenden Lohnnebenkosten verzögern oder unmöglich machen, oder eine Abänderung gegenüber dem Förderungsantrag/-vertrag oder vereinbarten Auflagen und Bedingungen erfordern würde, unverzüglich und aus eigener Initiative angezeigt werden und Mitteilungspflichten jeweils unverzüglich nachgekommen wird, 
 die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer den Organen oder Beauftragten des Bundes und der EU Einsicht in seine Bücher und Belege sowie in sonstige der Überprüfung der förderungswürdigen Leistung dienende Unterlagen bei sich selbst oder bei Dritten und die Besichtigung an Ort und Stelle gestattet wird, ihnen die erforderlichen Auskünfte erteilt werden und hierzu eine geeignete Auskunftsperson bereitgestellt wird, wobei über den jeweiligen Zusammenhang dieser Unterlagen mit den förderungsfähigen Arbeitsverhältnissen das Prüforgan entscheidet, 
 alle Bücher und Belege sowie sonstige oben genannten Unterlagen – unter Vorbehalt einer Verlängerung der Aufbewahrungsfrist durch die aws – zehn Jahre nach Ende des Kalenderjahres der letzten Auszahlung, sicher und geordnet aufbewahrt werden, wobei zur Aufbewahrung grundsätzlich auch geeignete Bild- und Datenträger verwendet werden können, wenn die vollständige, geordnete, inhaltsgleiche, urschriftgetreue und überprüfbare Wiedergabe bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist jederzeit gewährleistet ist; in diesem Fall ist die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber verpflichtet, auf seine Kosten alle Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen, die notwendig sind, um die Bücher, Belege und sonstigen Unterlagen lesbar zu machen und, soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare dauerhafte Wiedergaben beizubringen sowie bei Erstellung von dauerhaften Wiedergaben, diese auf Datenträgern zur Verfügung zu stellen, 
 die aws bzw. die prüfende Institution ermächtigt wird, die für die Beurteilung des Vorliegens der Förderungsvoraussetzungen erforderlichen personenbezogenen Daten über die von der Förderungsnehmerin bzw. dem Förderungsnehmer selbst erteilten Auskünfte hinaus auch durch Rückfragen bei den in Betracht kommenden anderen Organen des Bundes oder bei einem anderen Rechtsträger, der einschlägige Förderungen zuerkennt oder abwickelt, oder bei sonstigen Dritten erheben zu lassen, 
 Förderungsmittel des Bundes nicht zur Bildung von Rücklagen oder Rückstellungen nach dem Einkommenssteuergesetz 1998, BGBl. Nr. 400, oder dem Unternehmensgesetzbuch, dRGBl S 219/1879 verwendet werden, 
 gegenüber der Förderungswerberin bzw. dem Förderungswerber keine vollstreckbaren Abgabenschulden gegenüber dem zuständigen Krankenversicherungsträger und/oder dem Betriebsfinanzamt bestehen, 
 über die Entstehung von zusätzlich förderungsfähigen Arbeitsverhältnissen und die Zahlung der daraus entstehenden Lohnnebenkosten unter Vorlage von Abrechnungen, bestehend aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen 
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Nachweis, gemäß den unter Punkt 8.1 dieser Sonderrichtlinie genannten Bestimmungen fristgerecht berichtet wird, 
 über den Anspruch aus einer gewährten Förderung weder durch Abtretung, Anweisung oder Verpfändung noch auf andere Weise verfügt wird, 
 das Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/2004, sowie das Bundes- Behindertengleichstellungsgesetz, BGBl. I Nr. 82/2005, das Diskriminierungsverbot gemäß §7b Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG), BGBl. Nr. 22/1970 beachtet wird.  8.4 Kontrolle  Um Förderungsmissbrauch und unerwünschte Mehrfachförderungen zu vermeiden, führt die aws anhand der vorgelegten Abrechnungen Prüfungen vor Auszahlung der Förderung durch. Wenn es zur Kontrolle erforderlich ist, kann die aws weitere Nachweise aus der Gebarung der Förderungsnehmerin oder des Förderungsnehmers verlangen (z.B.: Lohn- und Gehaltskonten).  Versicherungszeiten und Beitragsgrundlagen werden im Rahmen der Gemeinsamen Prüfung aller lohnabhängigen Abgaben (GPLA) überprüft. Sofern die GPLA eine Reduktion der förderungsrelevanten Beitragsgrundlagen feststellt, wird der auf den Differenzbetrag entfallende Zuschussteil im Sinne von Punkt 8.5.2 dieser Sonderrichtlinie rückgefordert.  8.5 Einstellung und Rückzahlung der Förderung  8.5.1 Einstellung der Förderung  Der Anspruch auf vertraglich zugesicherte Förderungsmittel erlischt ganz oder teilweise für eine Abrechnungsperiode, wenn die Auszahlungsbedingungen nicht fristgerecht nachgewiesen oder nur teilweise erfüllt werden (siehe Punkt 8.1. dieser Sonderrichtlinie).  Der Anspruch auf vertraglich zugesicherte und noch nicht ausbezahlte Förderungsmittel ruht nach vorheriger schriftlicher Ankündigung durch die aws vorläufig, sofern:  
 ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der Förderungsnehmerin bzw. des Förderungsnehmers eröffnet wurde, 
 vollstreckbare Abgabenschulden gegenüber dem zuständigen Krankenversicherungsträger und/oder dem Betriebsfinanzamt bestehen, 
 das Unternehmen oder Unternehmensteile entgeltlich veräußert wurden, 
 das Unternehmen aus- oder umgründet, 
 das Unternehmen durch Schenkung oder im Erbwege übergeben wurde.  Im Anschluss wird bei Fortführung des Unternehmens oder fristgerechter Begleichung der vollstreckbaren Abgabenschuld und Erfüllung der Förderungsvoraussetzungen nach einer entsprechend begründeten Mitteilung an die aws die Auszahlung fortgesetzt. Im Falle der Veräußerung, Aus- und Umgründung sowie der Übergabe durch Schenkung oder im 
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Erbwege muss die Käuferin bzw. der Käufer oder die Übernehmerin bzw. der Übernehmer sowie das geförderte Unternehmen unter Einbeziehung einer allenfalls entstehenden Gruppe die spezifischen Förderungsvoraussetzungen weiterhin erfüllen (siehe insbesondere Punkt 6.2 dieser Sonderrichtlinie).  Der Anspruch auf vertraglich zugesicherte und noch nicht ausbezahlte Förderungsmittel erlischt nach vorheriger schriftlicher Ankündigung durch die aws endgültig, sofern:  
 im Zuge eines Insolvenzverfahrens kein Sanierungsplan angenommen wird oder die spezifischen Förderungsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt werden, 
 die vollstreckbare Abgabenschuld nicht binnen 60 Tagen ab Einstellung der Förderung beglichen und keine Ratenvereinbarung geschlossen wird, 
 die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer die Betriebstätigkeit dauerhaft einstellt. 

 8.5.2 Rückzahlung der Förderung  Die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer ist verpflichtet, die ausgezahlten Förderungsmittel über schriftliche Aufforderung des Bundes, der Europäischen Union oder der aws sofort ganz oder teilweise zurückzuzahlen, sofern:  
 die aws oder von ihr Beauftragte bzw. Organe oder Beauftragte des Bundes oder der Europäischen Union über wesentliche Umstände unrichtig oder unvollständig unterrichtet worden sind, 
 vorgesehene Berichte nicht erstattet, Nachweise nicht erbracht oder erforderliche Auskünfte nicht erteilt worden sind sowie sonstige in dieser Sonderrichtlinie vorgesehenen Mitteilungen unterlassen wurden, 
 die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer nicht aus eigener Initiative unverzüglich – jedenfalls noch vor einer Kontrolle oder deren Ankündigung – Ereignisse meldet, welche die Entstehung und zumindest viermonatige Aufrechterhaltung von zusätzlichen förderungsfähigen Arbeitsverhältnissen mit einem Beschäftigungsausmaß von zumindest 38,5 Wochenstunden (entspricht einem Vollzeitäquivalent) und/oder die fristgerechte Zahlung der Lohnnebenkosten unmöglich machen, 
 die Förderungsnehmerin bzw. der Förderungsnehmer vorgesehene Kontrollmaßnahmen gemäß Punkt 8.1 und 8.4 dieser Sonderrichtlinie be- oder verhindert oder die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Förderung innerhalb des für die Aufbewahrung der Unterlagen vorgesehenen Zeitraums nicht mehr überprüfbar ist, 
 von der Förderungswerberin bzw. vom Förderungswerber das Abtretungs-, Anweisungs-, Verpfändungs- und sonstige Verfügungsverbot nicht eingehalten wurde, 
 die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes vom geförderten Unternehmen nicht beachtet wurden, 
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 das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz oder das Diskriminierungsverbot gemäß § 7b BEinstG nicht berücksichtigt wurde, 
 von Organen der Europäischen Union die Aussetzung und/oder Rückforderung verlangt wird, 
 sonstige Förderungsvoraussetzungen, Bedingungen oder Auflagen, insbesondere solche, die die Erreichung des Förderungszweckes sichern sollen, von der Förderungsnehmerin bzw. dem Förderungsnehmer nicht eingehalten wurden, oder 
 die GPLA eine Reduktion der förderungsrelevanten Beitragsgrundlagen feststellt. 

 Wird ein Rückforderungstatbestand festgestellt, erlischt zugleich der vertraglich zugesicherte Anspruch auf noch nicht ausbezahlte Förderungsmittel.  Die Entscheidung über die Einstellung der Förderung und die Verpflichtung zur Rückzahlung bereits ausbezahlter Förderungsmittel trifft im Einzelfall die aws im Namen und auf Rechnung des Bundes. Allfällige weitergehende Ansprüche bleiben hiervon unberührt.  Es erfolgt eine Verzinsung des Rückzahlungsbetrages vom Tage der Auszahlung der Förderung an mit 4 vH pro Jahr unter Anwendung der Zinseszinsmethode. Liegen diese Zinssätze unter dem von der Europäischen Union für Rückforderungen festgelegten Zinssatz, ist dieser heranzuziehen.  Für den Fall eines Verzuges bei der Rückzahlung der Förderung werden Verzugszinsen im Ausmaß von 9,2 Prozentpunkten über dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr ab Eintritt des Verzugs verrechnet.  Die Entscheidung über die Abstandnahme von Rückforderungen trifft der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft nach Maßgabe der haushaltsrechtlichen Vorschriften.  Ein Förderungsmissbrauch kann strafrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen. 
 8.6 Datenschutz  8.6.1 Datenverwendung und -verarbeitung durch die aws  Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber hat sowohl im Förderungsantrag als auch im Förderungsvertrag zur Kenntnis zu nehmen, dass die aws berechtigt ist,  

 die im Zusammenhang mit der Anbahnung und Abwicklung des Vertrages anfallenden personenbezogenen Daten zu verwenden und zu verarbeiten, wenn dies für den Abschluss und die Abwicklung des Förderungsvertrages, für Kontrollzwecke und die Wahrnehmung der der aws gesetzlich übertragenen Aufgaben erforderlich ist (die Zustimmung der betreffenden Arbeitnehmerin bzw. des betreffenden Arbeitnehmers vor Weiterleitung förderungsrelevanter und personenbezogener Daten an die aws ist von der Förderungswerberin bzw. vom Förderungswerber einzuholen), 
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 die für die Beurteilung des Vorliegens der Förderungsvoraussetzungen, zur Prüfung der Abrechnungen gemäß Punkt 8.1 dieser Sonderrichtlinie und zur Durchführung der Prüfungen gemäß Punkt 8.4 dieser Sonderrichtlinie erforderlichen Daten über die von ihr oder ihm selbst erteilten Auskünfte hinaus durch Rückfragen bei den in Betracht kommenden anderen Organen des Bundes – insbesondere dem Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger und dem Bundesministerium für Finanzen 
– oder bei einem anderen Rechtsträger, der einschlägige Förderungen zuerkennt oder abwickelt, oder bei sonstigen Dritten zu erheben und an diese zu übermitteln, sowie Transparenzportalabfragen gemäß § 32 (5) TDBG 2012 durchzuführen.  Die Förderungswerberin bzw. der Förderungswerber akzeptiert, dass Daten insbesondere an Organe und Beauftragte des Rechnungshofes (insbesondere gemäß § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1 und § 13 Abs. 3 des Rechnungshofgesetzes 1948, BGBl. Nr. 144), des Bundes (insbesondere gemäß §§ 57 bis 61 und 47 BHG 2013 sowie § 14 ARR 2014) und der Europäischen Union nach EU-rechtlichen Bestimmungen übermittelt oder offengelegt werden müssen.  8.6.2 Zustimmungserklärung nach dem Datenschutzgesetz  Sofern eine über Punkt 8.6.1 dieser Sonderrichtlinie hinausgehende Datenverwendung bzw. 

–verarbeitung erforderlich und die Datenverwendung bzw. –verarbeitung nicht ohnedies zulässig ist, ist auszubedingen, dass gemäß § 8 Abs. 1 Z 2 und § 9 Z 6 des Datenschutzgesetzes 2000, BGBl. I Nr. 165/1999 die Förderungswerberin bzw. der Förderwerber ausdrücklich zustimmt, dass die Daten von der aws für diese zusätzlichen Zwecke verwendet werden können. In der Zustimmungserklärung ist anzuführen, welche Daten zu welchem Zweck verwendet werden können.   Ein Widerruf dieser Zustimmungserklärung durch die Förderungswerberin bzw. den Förderungswerber ist jederzeit zulässig. Zu seiner Wirksamkeit muss er gegenüber der aws schriftlich erklärt werden. Die weitere Verwendung der Daten wird unverzüglich nach Einlangen des Widerrufes bei der aws unbeschadet bestehender gesetzlicher Übermittlungspflichten eingestellt.  8.7 Gerichtsstand  Als Gerichtsstand in allen aus der Gewährung einer Förderung entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist das sachlich zuständige Gericht in Wien vorzusehen. Der Republik Österreich ist es vorbehalten, die Förderungswerberin bzw. den Förderwerber auch bei seinem allgemeinen Gerichtsstand zu belangen.  8.8 Integrierende Bestandteile  Die Bestimmungen der Allgemeinen Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014 idgF) stellen einen integrierenden Bestandteil der gegenständlichen Sonderrichtlinie dar, sofern die vorliegende Sonderrichtlinie keine oder keine abweichende Bestimmung vorsieht.   9 Geltungsdauer der Sonderrichtlinie 
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 Die Sonderrichtlinie „Beschäftigungsbonus“ tritt mit 01.07.2017 in Kraft und ist bis zur ordnungsgemäßen Auszahlung oder sonstigen Beendigung der letzten, auf Grundlage dieser Sonderrichtlinie gewährten, Förderung anzuwenden. Auf Basis dieser Richtlinie kann über förderungsfähige Arbeitsverhältnisse bis 30.09.2020 entschieden werden. Anträge können nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Budgetmittel bis maximal 30.06.2020 gestellt werden.   Allfällige Änderungen während der Geltungsdauer werden samt Übergangsbestimmungen in gleicher Weise wie diese Sonderrichtlinie in Kraft gesetzt und verlautbart.   
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Klagenfurt, Villacher Ring 11, Tel (0463) 57187, klagenfurt@lbg.atVillach, Europastraße 8 (Technologiezentrum), Tel (04242) 27494, villach@lbg.atWolfsberg, Johann-Offner-Straße 26, Tel (04352) 4847, wolfsberg@lbg.at
... IN NIEDERÖSTERREICH
St. Pölten, Bräuhausg. 5/2/8, Tel (02742) 355660, st-poelten@lbg.at Gänserndorf, Eichamtstr. 5-7, Tel (02282) 2520, gaenserndorf@lbg.atGloggnitz, Wiener Straße 2, Tel (02662) 42050, gloggnitz@lbg.atGmünd, Schloßparkg. 6, Tel (02852) 52637, gmuend@lbg.atHollabrunn, Amtsgasse 21, Tel (02952) 2305-0, hollabrunn@lbg.atHorn, Josef-Kirchner-G. 5, Tel (02982) 2871-0, horn@lbg.atKorneuburg, Kwizdastraße 15, Tel (02262) 64234, info@lbg-cd.atMistelbach, Franz-Josef-Straße 38, Tel (02572) 3842, mistelbach@lbg.atNeunkirchen, Rohrbacherstr. 44, Tel (02635) 62677, neunkirchen@lbg.atWaidhofen/Thaya, Raiffeisenpromenade 2/1/6, Tel (02842) 53412, waidhofen@lbg.atWr. Neustadt, Baumkirchnerring 6/2, Tel (02622) 23480, wr-neustadt@lbg.at
... IN OBERÖSTERREICH
Linz, Hasnerstraße 2, Tel (0732) 655172, linz@lbg.atRied, Bahnhofstraße 39b, Tel (07752) 85441, ried@lbg.atSteyr, Leopold-Werndl-Straße 44/1, Tel (07252) 53556-0, steyr@lbg.at
... IN SALZBURG
Salzburg, St.-Julien-Str. 1, Tel (0662) 876531, salzburg@lbg.at
... IN DER STEIERMARK
Graz, Niesenbergerg. 37, Tel (0316) 720200, graz@lbg.at Bruck/Mur, Koloman-Wallisch-Pl. 10, Tel (03862) 51055, bruck@lbg.atLeibnitz, Dechant-Thaller-Straße 39/3, Tel (03452) 84949, leibnitz@lbg.atLiezen, Rathausplatz 3, Tel (03612) 23720, liezen@lbg.at
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Innsbruck, Brixner Straße 1, Tel (0512) 586453, innsbruck@lbg.at
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  STEUERN, SOZIALVERSICHERUNG, BETRIEBSWIRTSCHAFTÖsterreichisches und internationales Steuerrecht, Betriebsprüfung, Rechtsmittel (BFG, VwGH), Finanzstrafverfahren, Steueroptimierung, Steuer-Check bei Verträgen, Jahresbudget, Finanzplan, Beratung bei  Kauf/Verkauf, Gründung/Nachfolge, Rechtsformwahl & Umgründung
  BUCHHALTUNG, BILANZ, STEUERERKLÄRUNG, KALKULATIONJahres- und Zwischenabschlüsse, Einnahmen-Ausgaben-Rechnung, laufende Buchhaltung und wirtschaftlich aussagekräftige Monatsaus-wertungen, Kalkulation, Kostenrechnung, Financial Reporting
  PERSONALVERRECHNUNG, ARBEITGEBER-BERATUNGGehaltsverrechnung, Beratung in Lohnsteuer-, Sozialversicherungs- und Arbeitsrechtsfragen, Stundensatzkalkulation, Expatriates, HR-Reporting
  WIRTSCHAFTSPRÜFUNG, GUTACHTEN, BEWERTUNG Jahresabschluss- und Sonderprüfungen, Analysen, betriebswirtschaftliche Gutachten, Due Diligence bei Kauf & Verkauf, Unternehmensbewertung
  KAUFMÄNNISCHE ORGANISATION, DIGITALISIERUNG,  BUSINESS-SOFTWARE: BERATUNG, SCHULUNG, SUPPORTLBG Business-Software: LBG Business - die Software für Buchhaltung  und Jahresabschluss. LBG Registrierkasse - die modulare Kassensoftware.  LBG Direktvermarktung - Warenwirtschaft, Vermarktung, Fakturierung.  LBG Kellerbuch - die Software für Winzer, Weinhandel, Vinothek. LBG Boden- wächter - für Pflanzenschutz & Düngung. LBG Feldplaner. LBG Tierhaltung. BMD Business-Software: Zeit- und Leistungserfassung, Kostenrechnung,  Budgetierung, Warenwirtschaft, Fakturierung, Mahnwesen, Buchhaltung, Zahlungsverkehr, Controlling und vieles mehr.
  GRÜNDUNG, STARTUPS, NACHFOLGE, ÜBERGABE, KAUF, VERKAUFVom Start an begleiten wir Sie fachkundig auf Ihrem Weg zum Unternehmens- erfolg in allen Unternehmensphasen: Business-Plan, Rechtsformwahl, Kalkulation, Rentabilitätsrechnung, Finanzierung, Investition, steuerrechtliche und sozialversicherungrechtliche Beratung, Kontakt mit Banken und  Behörden und vieles mehr. 

KONTAKT: welcome@lbg.at - Bei uns finden Sie den Berater und die Betreuung, die Sie sich schon immer gewünscht haben. Fragen Sie uns. Wir bringen Sie zusammen!

LBG - Vielfalt an Branchen, Rechtsformen, Unternehmensgrößen

www.lbg.atSteuerberatung  Bilanz  Buchhaltung  Personalverrechnung  Gutachten  Prüfung  Unternehmensberatung
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